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Das Ultimatum vom 17. März 


Die Annahme des Ultimatums 


Am 11. März d. J. wurde in der Nähe von Trasnykiai an der litauiſch-polniſchen 
Grenze, oder wie die Litauer ſagen: Adminiſtrationslinie, ein polniſcher Soldat von einem 
litauiſchen Grenzbeamten erſchoſſen. Ueber die Einzelheiten des Zwiſchenfalles wurden 
von litauiſcher und polniſcher Seite einander widerſprechende Berichte der Oeffentlichkeit 
übergeben. Die polniſche Regierung war, wie ſich bald zeigte, entſchloſſen, aus dem 
Vorfall Folgerungen zu ziehen, die in einem auffälligen Mif: 
verhältnis zu der Bedeutung des Vorfalles ſtanden. Am 14. März 
machte die litauiſche Regierung den Vorſchlag, durch eine gemiſchte litauiſch-polniſche 
Kommiſſion die Schuldfrage an dem Zwiſchenfall von Trasnykiai prüfen und Bor- 
kehrungen zur Verhinderung ähnlicher Vorfälle in der Zukunft treffen zu laſſen. Die 
polniſche Segen jedoch ging auf Selen Vorſchlag nicht ein, ſondern richtete am 
17. März an die litauiſche egierung ein Ultimatum folgenden 
Wortlauts: 


„1. Das von der litauiſchen Regierung am 14, März d. J. gemachte Angebot kann nicht 
angenommen werden, denn es gibt nicht genügend Garantien für die Sicherheit an der Grenze, 
befonders in Anbetracht der negativen Ergebniſſe aller litauiſch⸗polniſchen Verhandlungsverſuche. 

2. Angeſichts dieſer Tatſache erklärt die polniſche Regierung, daß ſie als die einzige Löſung, 
die dem Ernſt der Lage entſpricht, die ſofortige Aufnahme diplomatiſcher 
Beziehungen ohne jede vorbereitende Bedingungen anſieht. Das ift für jede Regierung 
mit gutem Willen, die den Frieden gefährdende Vorfälle vermeiden will, der einzige Weg, um die 
nachbarlichen Beziehungen zu ordnen. 

3. Die polniſche Regierung gibt der litauiſchen Regierung eine Friſt von 46 Stunden, 
beginnend mit dem Augenblick der Uleberreichung dieſer Note, um dieſes Angebot anzunehmen, 
wobei fie mitteilt, daß die diplomatiſchen Vertreter in Kauen und Warſchau 
ſpäteſtens bis zum 34. März d. J. akkreditiert ſein müſſen. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkt müſſen alle Unterredungen techniſchen und anderen Charakters zwiſchen der polniſchen und 
litauiſchen Regierung durch die Außerordentlichen Geſandten und vollmächtigten Miniſter 
in Reval geführt werden. Der Austauſch der unten angeführten Note nt), welche die Feſt⸗ 
legung der diplomatiſchen Beziehungen betreffen, muß vor Ablauf der Zeit von 
24 Stunden zwiſchen dem polniſchen und dem litauiſchen Geſandten in Reval erfolgt ſein. 

4. Der oben erwähnte Vorſchlag kann nicht Gegenſtand einer Diskuſſion 
ſein und zwar weder im Hinblick auf den Inhalt noch auf die Form. Er iſt unabänderlich. 
Wenn kein Antwort erfolgt oder irgendwelche Ergänzungen oder Vorbehalte gemacht werden, 
wird das von der polniſchen Regierung als eine Ablehnung angeſehen werden. In die ſe m 
negativen Falle wird die polniſche Regierung das wahre Intereſſe 
ihres Staates mit ihren eigenen Mitteln garantieren.“ 


Die Forderungen Polens wurden von einer großangelegten antilitauiſchen Propa- 
andaaktion unterſtützt. Die militäriſchen Vorbereitungen, die 
Polen an der Wilnagrenze betrieb, und der Aufenthalt des Oberbefehlshabers der 


1) Die hier erwähnten Noten beſagten, daß die litauiſche und die polniſche Regierung beſchloſſen haben, 
ab ſofort normale diplomatiſche Beziehungen zu einander aufzunehmen, bis ſpäteſtens zum 31. März die beider⸗ 
ſeitigen Geſandten ordnungsgemäß zu beſtellen und ihnen durch die Aufnahme des direkten Verkehrs zu Lande. 
zu Waſſer und in der Luft jowie des Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehrs die Möglichkeit einer normalen 
Tätigkeit zu garantieren. 
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„Ich proklamiere nunmehr für dieſes Land feine neue Miſſion. Sie entſpricht dem 
Gebot, das einſt die deutſchen Siedler aus allen Gauen des Altreiches hierher gerufen 
hat. Die älteſte Oſtmark des deutſchen Volkes ſoll von jetzt an das jüngſte Bollwerk der 
deutſchen Nation und damit des Deutſchen Reiches ſein. Jahrhundertelang haben ſich in 
den unruhvollen Zeiten der Vergangenheit die Stürme des Oſtens an den Grenzen der 
alten Mark gebrochen. Jahrhundertelang für alle Zukunft ſoll ſie nunmehr ein eiſerner 
Garant ſein für die Sicherheit und Freiheit des Deutſchen Reiches und damit ein Unter⸗ 
pfand für das Glück und für den Frieden unſeres großen Volkes. Und ich weiß: Die alte 
Oſtmark des Deutſchen Reiches wird ihrer neuen Aufgabe ebenſo gerecht werden, wie ſie 
die alte einſt gelöſt und gemeiſtert hat.“ 


Adolf Hitler 


(Befreiungskundgebung auf dem Heldenplatz 
in Wiens om 15. März 1938) 
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polniſchen Wehrmacht, Rydz⸗Smigly, in Wilna trugen demonſtrativen Charakter. Die 
Bemühungen der litauiſchen Regierung, die Großmächte, das Deutſche Reich, 
Frankreich, England, die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten ſowie Lettland, zu 
einer Intervention in Warſchau zu veranlaſſen, hatten inſoweit keinen Erfolg, 
als ſie darauf abzielten, die Billigung der Mächte für die weitere Ablehnung der Auf⸗ 
nahme normaler Beziehungen zu polen zu finden. Zweifellos aber wurde durch gewiſſe 
Vorſtellungen, die einige der von der litauiſchen Regierung hierum gebetenen Mächte 
tatſächlich in Warſchau erhoben, eine [leberſpitzung der polniſchen Forde⸗ 
rungen, wenn nicht gar eine gewaltſame Aktion in der litau⸗ 
iſchen Frage vermieden. Die polniſche Regierung war klug genug, um zu 
begreifen, daß fih eine Aenderung des territorialen und ſtaatlichen 
ftatus quo in dem Raume zwiſchen Wilna und Kauen mit weſent⸗ 
lichen Intereſſen der europäiſchen Großmächte nicht verein: 
baren läßt. Unter dieſen Umſtänden ſtellten die in dem Ultimatum der polniſchen 
Regierung erhobenen Forderungen das Höchſtmaß deſſen dar, was ſich mit der politiſchen 
Geſamtſituation Europas vertrug und was Litauen demgemäß zugemutet werden konnte. 
Die litauiſche Regierung, die im Falle der Ablehnung des Ulltimatums mit der 
Möglichkeit eines polniſchen Gewaltaktes rechnen zu müſſen glaubte, fügte fidh dem 
polniſchen Druck. Eine Möglichkeit, wie bei ähnlichen früheren Situationen durch 
die Inanſpruchnahme der Genfer Inſtitution einer direkten Auseinanderſetzung mit Polen 
aus dem Wege zu gehen, war nicht vorhanden. Am 19. März entſchloß ſie ſich, dem 
Seim die Annahme des Ulltimatums nahezulegen. Nach Entgegennahme der Regierungs- 
erklärung faßte der Seim einen Beſchluß, in dem es u.a. hieß: Der Seim ſei „im 
Hinblick auf die tatſächliche Lage und auf die Notwendigkeit, in dieſer für Europa ſo 
kritiſchen Zeit den Frieden zu erhalten, der Anſicht, daß die Re gierung unter 
den augenblicklichen Bedingungen gezwungen war, das Ulti- 
matum der polniſchen Regierung anzunehmen“). 


Der Hinweis auf Deutſchöſterreich 


Es iſt unverkennbar, daß das polniſche Vorgehen gegen Litauen mit einem größeren 
Ereignis, der Wiedervereinigung Deutſchöſterreichs mit dem Deutſchen Reich, in einem 
politiſch⸗pſychologiſchen Zuſammenhang geſtanden hat, daß Polen ſein eigenes Handeln 
auch hier wieder, wie ſchon in mehreren anderen Fällen, der deutſchen Außenpolitik „anzu⸗ 


2) Entgegen anderslautenden Meldungen forderte das polniſche Ultimatum von Litauen alſo keinen aus⸗ 
drücklichen Verzicht auf Wilna. Das ift um ſo auffälliger, als Wilna auch in der vor kurzem zuftandegefommenen 
neuen Verfaſſung als die wirkliche auptſtadt Litauens bezeichnet worden iſt, während 
Kauen nach wie vor als die proviſoriſche Hauptſtadt Litauens EL Nach der Annahme des Ultimatums hat ber 
halbamtliche „Lietuvos Aidas“ noch einmal mit aller Deutlichkeit den litauiſchen Anſpruch auf 
Wilna betont: Litauen habe niemals zu verſtehen gegeben, daß es das Wilnagebiet und din Hauptſtadt 
mit Waffengewalt zurückgewinnen wolle, weil es auf den endgültigen Sieg von Recht und Gerechtigkeit vertraue 
und niemals feinen Anſpruch, mit friedlichen Mitteln dieſes Gebiet zurückzugewinnen, aufgeben werde. Die 
Wilnafrage bleibe na wie vor eine offene Frage. Was an dieſer Frage durch die 
erzwungene Annahme des polniſchen Ultimatums geändert worden ſei, das ſei nur die Aufgabe des bisherigen 
litauiſchen Standpunktes, daß ohne die vorherige Rückgabe des Wilnagebietes keinerlei Beziehungen zu Polen 
aufgenommen werden könnten. 
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hängen“ verfucht hat. Doch müffen die Bemühungen, aus den öſterreichiſchen 
Ereigniſſen eine Rechtfertigung der polniſchen Abſichten auf 
Litauen abzuleiten, als grundſätzlich verfehlt abgelehnt werden. Diefe Bemühungen 
haben in zwei Theſen ihren Ausdruck gefunden: 4. in der Theſe, daß in bezug auf Litauen 
ebenſo wie in bezug auf Oeſterreich „ein geſchichtliches Unrecht“ wiedergut⸗ 
gemacht werden müſſe, und 2. in der Theſe, daß das durch den Machtzuwachs des 
Deutſchen Reiches im Südoſten „geſtörte Gleichgewicht“ durch eine Macht: 
ausweitung Polens im Nordoſten wiederhergeſtellt werden müſſe. Gegen die erſte diefer 
Theſen muß von deutſcher Seite Verwahrung eingelegt werden; denn der Verſuch, die 
Fiktion einer völkiſchen Zuſammengehörigkeit Aae und Polens mit der Tat- 
ſache der völkiſchen Gleichheit des Deutſchen Reiches und Deutſchöſterreichs in Parallele 
zu ſtellen, kommt einer böswilligen Diskriminierung der Wiedervereinigung der alten 
deutſchen Südoſtmark des Reiches mit dem Mutterland gleich. Und was die zweite dieſer 
Theſen anlangt, ſo hat die Haltung der europäiſchen Großmächte in der Frage des 
deutſchen Zuſammenſchluſſes einerſeits und in der Frage des polniſch⸗litauiſchen 
Konfliktes andererſeits wohl hinreichend bewieſen, wie dieſe Mächte über das 
„geſtörte Gleichgewicht“ denken. 
Der eigentliche Sinn der genannten polniſchen Theſen tritt erſt dann deutlich zutage, 
wenn man weniger die Punkte des Ulltimatums vom 17. März als die viel weiter- 
gehenden Forderungen beachtet, mit denen die polniſche Oeffent- 
lichkeit während der kritiſchen Tage in zahlreichen Kundgebungen, Aufrufen und Preſſe⸗ 
äußerungen zu hochgradiger Erregung aufgereizt wordeniſt. In einem 
Aufruf der Lemberger Studenten vom 15. März hat es z. B. geheißen: „Polen kann 
gegenwärtig und muß an ſeinen Staatsorganismus ein Territorium angliedern, das den 
Namen „Kownoer Litauen’ trägt. Dieſes verräteriſche politiſche Gebilde ift durch deutſche 
Ränke vor den Teilungen auf dem Gebiet des polniſchen Staates entſtanden. .. Dieſes 
ſogenannte Litauen muß von der politiſchen Landkarte Europas 
verſchwinden und die polniſchen Heere müſſen ihren Marſch von 
1920 bis nach Kowno und Memel und an das Ufer der Oſtſee 
beenden.“ Auf einer Kundgebung in Lemberg ſind u. a. folgende Worte gefallen: 
„Wir marſchieren längs der Memel an das Baltiſche Meer... 
Polen gehört zu den Staaten, die eine neue Landkarte Europas ſchaffen. Die Regierung 
und die Armee müſſen der Stimme der Volksgemeinſchaft folgen, der Stimme des 
nationalen Inſtinkts, um einen neuen Marſch an das Meer anzutreten. .. Es ift 
höchſte Zeit, das in Kowno an Stelle einer Clique polenfeind⸗ 
licher Separatiſten diejenigen Elemente zur Macht gelangen, 
die eine brüderliche Zuſammenarbeit der beiden Nationen 
erſehnen.“ Derartiger Aeußerungen find in den kritiſchen Tagen in Polen viele, nafur- 
gemäß in der Hauptſache von oppofifioneller Seite, gefallen). Die polniſche Regierung hat 
gegen ſie kaum etwas einzuwenden gehabt. Es hat ſich auch dieſes Mal 
wieder das bei der Behandlung außenpolitiſcher Fragen ſchon 
oft beobachtete, gut funktionierende Zuſammenſpiel zwiſchen 
offizieller Mäßigung und oppofitioneller Expanſionslüſtern⸗ 
heit feſtſtellen laffen. Der polniſche Außenminiſter hat freilich aus⸗ 
drücklich erklärt: „Die litauiſche Nation will ihren Staat haben. Das iſt ihr Recht, 
und dieſes Recht achten wir.“ Es iſt jedoch notwendig zu bemerken, daß ſich dieſe Ver⸗ 
ſicherung des Oberſten Beck mit den Forderungen der Nationaldemokraten bezüg⸗ 
lich Likauens durchaus vereinbaren läßt: Abſchluß eines Bündnis vertrages 
und einer Militärkonvention, Gewährung einer Baſis für die polniſche 
Kriegsflotte in Memel, Abſchluß einer Zollunion und anderer Wirtſchafts⸗ 
verträge und Schutz der polniſchen Volksgruppe durch Gewährung der 
kulturellen Autonomie. 
Das Ergebnis der polniſchen Aktion 
Als Ergebnis der polniſchen Aktion ift folgendes zu verzeichnen: Polen hat 
erreicht, was es feit 18 Jahren, feit dem Ueberfall auf Wilna, immer wieder vergebens 
Kioske der eln then dont seng n r e bez dr wee Fbendeelenen eke den Fel. dab Bolen 
Litauen einverleibt, wird es nur eine Mehrbelaſtung durch eine neue Minderheit erhalten. 


Polen hat mit ſeinen bisherigen Minderheiten genügend Sorge. Die Litauer werden als Minderheit ein 
außerordentlich unruhiges Element bilden.“ 
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verſucht hat: Es 
hat Litauen zur 
Aufnahme diploma⸗ 
tiſcher Beziehungen 
gezwungen. Daß 
die Grenze nach der 
Annahme des Ulti- 
matums für den ge⸗ 
ſamten Perſonen⸗ 
und Wirtſchaftsver⸗ 
kehr zu öffnen ſei, „ WILNA 
wird von litauifcher W FA 
Seite energifch be- 
ſtritten. (Das am 
28. März zuſtande⸗ 
gekommene Abkom⸗ © GN NO 
men von Auguſtowo BROMBEAS, 
bezieht fih tatſäch⸗ los 
lich nur auf die = 
Öffnung der Grenze J 
für den Verkehrsbe⸗ 
darf der ie ki © WARSCHAU 
gen Geſandtſchaf⸗ ISCH 
ten.) Dla ha e odd 
im erſten Augen⸗ 
blicke nicht viel. 
Man muß aber trotz des vorläufig mageren Ergebniſſes bedenken, daß Polen alles 
daran feßen wird, um durch die geſchlagene Breſche hindurch das ganze 
Schwergewicht ſeiner größeren Macht zur Geltung zu bringen, 
daß es Schritt für Schritt die errungene Poſition wirkſchaftlich, politiſch und vor allem 
völkiſch ausbauen wird, und daß es dabei niemals das letzte Ziel ſeines 
litauiſchen Unternehmens aus dem Auge verlieren wird: die 
Erneuerung der hiſtoriſchen Union dieſes Landes mit dem pol: 
niſchen Staat‘). Vor allem darf man dabei eines nicht überſehen: Der polniſchen 
Arbeit an der Zerſetzung des litauiſchen Staatsweſens von innen 
heraus kommt die Tatſache entgegen, daß das litauiſche Volk trotz aller erfolgreichen 
Arbeit an der Feſtigung und Vertiefung ſeines kulturellen Lebens immer noch an den 
Nachwirkungen der durch Jahrhunderte hindurch an ihm aus⸗ 
geübten Entnationaliſierungsarbeit des Polentums leidet. Das 
ilt vor allem für einen nicht unbeträchtlichen Teil der litauiſchen Intelligenz. Es kommt 
Bingu, daß die polniſche Volksgruppe trotz der Aufteilung des zumeiſt polnifchen 
Großgrundbeſitzes, trotz der Behinderung ihrer Bewegungsfreiheit durch den litauiſchen 
Staat und a der bisherigen Abgeſchloſſenheit gegenüber dem Mutterland im geiſtigen 
und wirtſchaftlichen Leben Litauens eine ihre zahlenmäßige Stärke weit überragende 
Stellung einnimmt, und daß ſie über geſellſchaftliche und verwandtſchaftliche Beziehungen 
zu den im öffentlichen Leben Litauens maßgebenden Kreiſen verfügt, die im Sale einer 
endgültigen Befriedung der offiziellen Beziehungen zwiſchen Warſchau und Kauen fehr 
leicht im Dienſte der weitgeſteckten Ziele der polniſchen Politik nutzbar gemacht werden 
können. Nicht umfonft hat ein führender Politiker Litauens einmal gefagt, das litauiſche 
Volk brauche noch für einige Jahrzehnte den hermetiſchen Abſchluß gegenüber jedem 
polniſchen Einfluß, um als Volk innerlich ausreifen und ſeinen eigenen Staat auf die 
Dauer behaupten zu können. Diefer mit bewußter Ueberſpitzung ausgedrückten Beob⸗ 
achtung gegenüber iſt der Streit um Wilna, der den äußeren Anlaß für die bisherige 
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4) Zum polniſchen Geſandten in Kauen wurde der bisherige Geſandte in Riga, Franciszek Charwat, 
der früher vorübergehend Konſul in Breslau, Berlin und Samura gewejen ift, zum litauiſchen Geſandten in 
Warſchau der bisherige ſtändige Vertreter Litauens beim Völkerbund, Kafimir Skirpa, ernannt, der 
von 1928 bis 1937 der litauiſchen Geſandtſchaft in Berlin als Militärattache angehört hat. Unter den zahlreichen 
Mitgliedern der polniſchen Geſandtſchaft in Kauen ift vor allem der Preſſeaktache Tadeusz Katel bach 
zu nennen, ein Jude, der jahrelang Vertreter der „Gazeta Polſka“ in Berlin geweſen ift, wo er als Leitartitler 
auch eng mit der Preſſe des Bundes der Polen in Deutſchland zuſammengearbeitet hat, und dann als Vertreter 
des genannten polniſchen Blattes in Kauen längere Zeit eine Art halbdiplomatiſche Rolle geſpielt hat, das 
politiſche Terrain der „proviſoriſchen“ litauiſchen Haupkſtadt alfo genaueſtens kennt. 
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Weigerung Litauens gebildet hat, geordnete Beziehungen mit Polen zu unterhalten, von 
ſekundärer Bedeutung. Man wird jedenfalls die künftige innerpolitiſche 
Entwicklung Litauens aufmerkſam beobachten müſſen; denn von ihr wird zum 
weſentlichen Teil die zukünftige Geſtaltung der litauiſch⸗polniſchen Beziehungen abe 
hängig ſein ). 


Lettgallen und Memel 


Mit der Normalifierung der Beziehungen zwiſchen Litauen und Polen ift das läſtigſte 
Hindernis, das ſich bisher jeder aktiven Nordoſtpolitik Polens entgegengeſtellt hat, aus 
dem Wege geräumt. Zum mindeſten bedeutet dieſe Normalifierung eine Mehrung 
des bisher recht geringen Preſtiges Polens in den baltiſchen 
Staaten. Darüber hinaus aber ift fie geeignet, eine Aktivierung der pol: 
niſchen Nordoſtpolitik auszulöſen, die nicht allein den unmittelbaren, litauiſchen 
Partner berührt. Es gibt in der Nachbarſchaft Litauens zwei Gebiete, die ſeit jeher die 
beſondere Aufmerkſamkeit Polens erregen: Lettgallen und das Memelgebiet. 
In dem erſteren hat eine ſehr rührige polniſche Irredenta der lettländiſchen Regierung 
ſchon öfters ſchwere Sorgen bereitet. Der polniſche Kultureinfluß in dieſer öſtlichſten 
Provinz Lettlands iſt ſtark; er gründet ſich zum guten Teil auf den dort vorherrſchenden 
Einfluß der katholiſchen Kirche. Es ſteht außer Frage, daß die Neugeſtaltung der litauiſch⸗ 
polniſchen Beziehungen auf die polniſche Bewegung in dieſem Gebiete, allem Gegendruck 
der Rigaer Regierung zum Trotz, belebend zurückwirken wird. Für den lettiſchen Staat 
iſt das in einem Grenzbereich, deſſen ethnographiſch nicht polniſche Bewohner ſich auf die 
Frage nach ihrer Volkszugehörigkeit zum Teil als „katholiſch“ oder gar als „polniſch“ 
bezeichnen, in jedem Falle bedenklich. In bezug auf Memel liegen die Dinge natürlich 
vollkommen anders. Völkiſche Momente oder irgendwelche kulturelle Sympathien, auf 
die ſich Polen etwa berufen könnte, kommen bei dieſem deutſchen Gebiet nicht in Frage. 
Aber es kann beobachtet werden, daß das im Falle Litauens vorhandene 
Expanſionsſtreben Polens mit wirtſchaftlichen Argumenten 
und arroganter Großzügigkeit auch auf dieſes der litauiſchen 
Souperänität unterſtehende deutſche Land ausgedehnt wird. 
Schon nach dem Kriege hat Polen ſich mit franzöſiſcher Hilfe in Memel feſtſetzen 
wollen. Die Theſe, daß Polen in Memel eines zweiten Ausgangs zum Meere bedürfe, 
iſt in der polniſchen Propaganda nicht neu. „Ein polniſches Memel“, ſo hat es in einer 
der litauenfeindlichen Kundgebungen der kritiſchen Tage geheißen, ſei „die notwendige 
Ergänzung zu einem polniſchen Gdingen“; und der Zutritt zur Oſtſee an der Memel⸗ 
linie werde nicht nur eine Stärkung des polniſchen Einfluſſes im Baltikum, ſondern eine 
Stärkung der polniſchen Herrſchaft an der Weichſel bedeuten. In dieſer Weiſe haben 
die gegen Litauen gerichteten Kundgebungen zugleich eine 
direkte antideutſche $r ote erhalten. Zugleich aber haben diefe Hinweiſe der 
polniſchen Propaganda auf Memel die auch ſonſt außer Frage ſtehende Unmittel: 
barkeit des deutſchen Inter eſſes an jenen Vorgängen in äußerſt 
wirkſamer Form unterſtrichen, die ſich in den letzten Wochen zwiſchen 
Litauen und Polen abgeſpielt haben und in Zukunft noch ab⸗ 
ſpielen werden. z Dr. K. 


2} Unter dem Eindruck des Ultimatums, deffen Annahme fie nicht auszuweichen vermochte, hat die Regierung 
Tubelis am 25. März zurücktreten müſſen. Zum Miniſterpräſidenten iſt der bisherige Oberſte Armeegeiſtliche, 
Pfarrer Mironas, ernannt worden. Lozoraitis ift seißäftsfühtender Außenminiſter geblieben. Innen⸗ 
miniſter iſt der bisherige Vorſitzende des Kriegsgerichtes, Oberſt Leonas, geworden, geſchäftsführender 
Kriegsminiſter der Oberbefehlshaber der Wehrmacht, Brigadegeneral Raſtikis. Das Landwirtſchaftsminiſterium 
hat der bisherige Miniſterpräſident Tubel is, das Finanzminiſterium der bisherige ſtellvertretende Finanz⸗ 
miniſter Indriſchiunas, das Juſtizminiſterium Maſiulis erhalten. Der bisherige Verkehrsminiſter 
Staniſchauska's und der bisherige Bildungsminiſter Tonkunas haben ihre Poſten behalten. Das 
Charakteriſtikum der neuen litauiſchen Regierung ift, daß fie ausſchließlich aus fü hrenden 

ännern der Tautininkat, alfo des Verbandes beſteht, der ſchon bisher den politiſchen Kurs des 
Landes beſtimmt hat. 


Am 10. April dankt das deutſche Volk dem Führer dafür, 
daß er die älteſte deutſche Oſtmark wieder mit dem Reiche 


vereinigt und die deutſchen Volksgenoſſen in Oſterreich von dem 
unerträglichen Druck der Diktate befreit hat. 


125 


Deutſchöſterreich: Kampf um den Anſchluß 


In ſeiner Reichstagsrede vom 20. März erinnerte der Führer daran, daß ſich das 
Deutſchtum Oeſterreichs nicht nur in den Zeiten der Macht und des Aufſtiegs, ſondern 
auch in den Tagen des furchtbaren Zuſammenbruches von 1918 zur Wiedervereinigung 
mit dem Deutſchen Reiche bekannte. Er rief durch dieſen Hinweis die Erinnerung daran 
wach, daß der Tag, an dem die reichsdeutſchen Truppen in Deutſch⸗ 
öſterreich einrückten, der 12. März 1938, der Tag war, an dem 
19 Jahre zuvor die Konftifuierende Nationalverſammlung in 
Wien den Anſchluß Deutſchöſterreichs an das Deutſche Reich 
proklamierte. Anders als im Deutſchen Reiche, wo der Zuſammenbruch der 
Monarchie die Kraft des völkiſchen Nationalismus gebrochen zu haben ſchien, bedeutete 
für Deutſchöſterreich der Zuſammenbruch Habsburgs das Zeichen zu einer großdeutſchen 
Erhebung. Das war das Große an dieſem Geſchehen, daß fih das Volk Deukſch⸗ 
öſterreichs damals über alle Parteiprogramme hinweg zu dem Gedanken des großdeutſchen 
Reiches bekannte und die parteipolitiſchen Nutznießer des Zuſammenbruchs zwang, dieſen 
Gedanken zum Grundgeſetz des neuen Staates zu machen. Das Tragiſche aber war, 
daß die damals im Deutſchen Reiche zur Macht gelangten Parteien kein Verſtändnis für 
den Kampf um das Selbſtbeſtimmungsrecht Deutſchöſterreichs aufzubringen vermochten. 

Am 21. Oktober 1913 traten die deutſchen Abgeordneten des öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Reichsrates zuſammen, um fih als Proviſoriſche National: 
verſammlung des aus den Trümmern der alten Monarchie erſtehenden neuen 
Staates Deutſchöſterreich zu konſtituieren. In dieſer Sitzung fielen folgende Worte: 
„Die Geſchichte hat uns zum Gründer des alten Staates Oeſterreich gemacht und wir 
haben dieſem Staate durch die Jahrhunderte in unverbrüchlicher Treue und in ſelbſtloſer 
Aufopferung unfer Beſtes an Kultur und Wirtſchaft gegeben. Ohne Dank ſcheiden 
wir nun aus dieſem Staate, um unſere Volkskraft auf uns 
allein zuſtellen und aus ihrem unverſiegbaren Born hoffnungsvoll ein neues, nuc 
unſerm Volk allein dienendes Gemeinweſen aufzubauen“. Dieſem Abſchied vom alten 
Defterreich folgte am 12. November 1918 das Geſetz über die Staats- und 
Regierungsform des neuen Staates. Der Artikel 2 dieſes N hatte folgenden Wort: 
laut: „Deutſchöſterreich ift ein Beſtandteil der Deutf hen Republik. 
Beſondere Geſetze regeln die Teilnahme Deutſchöſterreichs an der Geſetzgebung und 
Verwaltung der Deutſchen Republik ſowie die Ausdehnung des Geltungsbereichs von 
Geſetzen und Einrichtungen der Deutſchen Republik auf Deutſchöſterreich.“ Dieſer 
Beſchluß, der den Zuſammenſchluß Deutſchöſterreichs mit dem Deutſchen Reich prokla⸗ 
mierte, wurde einen Tag nach der Unterzeichnung des Waffenſtillſtandes von Compiègne 
gefaßt, alſo in einem Augenblick, in dem kein Zweifel mehr darüber beſtehen konnte, daß 
die ſtaatliche Gemeinſchaft mit dem Deutſchen Reiche eine Gemeinſchaft des Leidens fein 
würde. Unter dieſen tragiſchen Umſtänden war der Beſchluß vom 12. November 1918 
ein weltgeſchichtlicher Akt der völkiſchen Treue und Opfer⸗ 
bereitſchaft. Am 16. Februar 1919 wurde die Verfaſſunggebende 
Nationalverfammlung gewählt. Sie beſtätigte am 12. März 1919 im 
Geſetz über die Staatsform den Anſchluß ans Reich; der Artikel 1 Abſatz 2 dieſes Geſetzes 
lautete: „Deutſchöſterreich iſt ein Beſtandteil des Deutſchen Reiches.“ 

Inzwiſchen hatte der Kampf um die Grenzen des neuen Staates 
begonnen. Im Namen des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker, das die Feindmächte auf 
ihre Fahnen geſchrieben hatten, beſchloß die Proviſoriſche Nationalberſammlung am 
22. November 4918 ein Geſetz, demzufolge der Staat Deutſchöſterreich „das 
geſchloſſene Siedlungsgebiet der Deutſchen innerhalb der bis⸗ 
her im Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder“ umfaßte. 
Dieſer Staat Deutſchöſterreich war erheblich größer als jenes Oeſterreich, deſſen Grenzen 
ſpäter durch das Diktat von Saint Germain feſtgelegt wurden. Er umfaßte außer den 
Ländern Ober- und Niederöſterreich, Salzburg, Vorarlberg, 
Kärnten, Steiermark und Tirol (mit Ausnahme der rein ſüdſlawiſchen bzw. 
italieniſchen Teile) auch das geſamte ſudetendeutſche Gebiet. Dieſes beſtand 
aus den Provinzen Deutſchböhmen und Sudetenland, die am 30. Oktober 
1918 ihren Anſchluß erklärten, aus den Kreiſen Böhmerwaldgau und Deutſch⸗ 


126 


Südmähren, die fih mit Ober- und Niederöſterreich vereinten, ſowie aus den 
deutſchen Sprachinſeln Olmütz, Iglau und Brünn, deren Vertreter gleich 
falls am 30. Oktober ihren Anſchluß erklärten. Die außerhalb des fo umriſſenen Staats— 
gebietes liegenden deutſchen Sprachinſeln ſollten zum „zeitweiligen Rechts⸗ 
bereich“ Deutſchöſterreichs gehören. Weiter wurde die Verwirklichung des Gelbft- 
beſtimmungsrechtes für Deutſch-Weſtungarn gefordert. Dieſes in Llebereinftimmung 
mit dem Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechtes umriſſene Deutſchöſterreich umfaßte ein 
Gebiet von rund 122000 Quadratkilometern mit fat 10 Milli- 
onen deutſchen Bewohnern. Es ſtellte ein territorial uneinheitliches Gebilde 
dar, welches zur Sicherung ſeiner politiſchen und wirtſchaftlichen Lebensfähigkeit des 
Zuſammenſchluſſes mit dem Deutſchen Reiche bedurfte. Als dieſer Zuſammenſchluß aber 
am 12. März 1949 von der Verfaſſunggebenden Nationalverſammlung zum Geſetz 
erhoben wurde, hatten die feindlichen Nachbarn bereits die Randgebiete Deutſchöſterreichs 
militäriſch beſetzt. Vor allem hatten die Tſchechen die ſudetendeutſchen Gebiete mit 
Waffengewalt okkupiert. Das deutſche Recht war fremder Gewalt unterlegen. Anfang 
März 1919 ſtanden 40 v. H. des deutſchöſterreichiſchen Staats- 
V 

Die Ausſichten für einen Anſchluß ans Reich ſtanden im Anfang nicht unbedingt 
ſchlecht. Denn urſprünglich waren die Vereinigten Staaten, England und Italien bereit, 
dem Deutſchen Reiche das Recht zuzugeſtehen, ſich für die Annexionsverluſte im Weſten, 
Norden und Oſten „an den Trümmern der öſterreichiſchen Stämme ſchadlos zu halten“. 
Von den Großmächten war zunächſt nur Frankreich entſchieden 
gegen den Anſchluß. Aber nacheinander gelang es Frankreich, das um ſeine oſtmittel⸗ 
europäiſchen Bundesgenoſſen, vor allem die Tſchecho-Slowakei und Südſlawien, beſorgt 
war, die anderen Großmächte in dieſer Frage auf ſeine Seite zu ziehen. Mit Italien 
kam eine Ulebereinkunft zuſtande, derzufolge Frankreich auf Koſten Südſlawiens im Falle 
der von Slowenen beſiedelten Juliſchen Mark auf die Anwendung des Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechtes verzichtete, wogegen Italien auf der Diktatskonferenz gegen den Anſchluß aufzu⸗ 
treten bereit war. Gegenüber England und den Vereinigken Staaten verfuhr 
Frankreich auf ähnliche Weiſe: Es forderte die Lostrennung des geſamten linksrheiniſchen 
Gebietes vom Reich, gab ſich dann aber mit einer 15jährigen Beſetzung dieſes Gebietes 
zufrieden, wofür England und die Vereinigten Staaten dem franzöſiſchen Plan eines 
Anſchlußverbotes zuzuſtimmen verſprachen. 

So war, als am 14. Mai 1919 die Delegierten Oeutſchöſterreichs in Saint 
Germain eintrafen, das Verbot des Anſchluſſes im Lager der Feind— 


Schwarz: 
Oeſterreich in den 
Grenzen des Dik⸗ 
tates von Saint 
Germain. 


Dünne Linie: 
Deutſchöſterreich 
in den Grenzen 
des Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechtes. 
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mächte bereits eine beſchloſſene Sache. Schon das Schreiben vom 
29. Mai 1919, in dem die Vollmachten der deutſchöſterreichiſchen Delegation von 
den Feindmächten anerkannt wurden, ließen durch das Verbot des Namens 
„Deutſchöſterreich“, den fih der neue Staat ſelber gegeben hatte, erkennen. 
welches Schickſal ihm zugedacht war; es hieß in dieſem Schreiben: „Die alliierten und 
aſſoziierten Mächte haben entſchieden, die neue Republik unter der Bezeichnung 
„Republik Oeſterreich' anzuerkennen“. Zwar war in dem Entwurf der 
Friedensbedingungen, der am 2. Juni 1919 der deutſchöſterreichiſchen 
Delegation überreicht wurde, das Anſchlußverbot noch nicht ausdrücklich enthalten. Aber 
das Defterreich, deſſen Grenzen in dieſem Diktatsentwurf feſtgelegt waren, war nur 
ein Teil jenes Deutſchöſterreich, das nach dem Geſetz vom 22. November 1918 
„das geſchloſſene Siedlungsgebiet der Deutſchen innerhalb der bisher im Reichsrat ver: 
tretenen Königreiche und Länder“ umfaßte. Verhandlungen über den Diktatsentwurf 
fanden nicht fatt. Wie Verbrecher wurden die Delegierten Deutſchöſterreichs in Saint 
Germain gefangen gehalten. Die ſchriftlichen Gegenvorſchläge, deren Einreichung ihnen 
geſtattet wurde, fanden bei den Feindmächten keine Beachtung. Nicht einmal die Tatſache, 
daß die damals ſtattfindenden Gemeindewahlen in den von Deutſch⸗ 
öſterreich beanſpruchten Teilen Böhmens trotz ſchärfſten tſchechiſchen 
Terrors eine Mehrheit von 95 v. H. deutſcher Stimmen ergaben, 
vermochte die Feindmächte zu keiner grundſätzlichen Reviſion ihres Vertragsentwurfs 
zu bewegen. Nur für Südkärnten wurde eine Volksabſtimmung erreicht, und in 
bezug auf das Burgenland fiel die Entſcheidung im Sinne der deutſchöſterreichiſchen 
Forderung aus, wurde ſpäter, im Jahre 4924, allerdings wieder zu Gunſten Ungarns 
geändert. i 


Mitten in den Kampf um die Grenzen Deutſchöſterreichs, der von Seiten des Befiegten 
nur auf dem ſchwerfälligen Wege ſchriftlicher Noten und Gegenvorſchläge geführt werden 
konnte, platzte am 28. Juni 1919 die Unterzeichnung des dem Deutſchen Reiche 
auferlegten Berfailler Diktates hinein. In dieſem Diktat wurde das Reich 
gezwungen, die Unabhängigkeit Oeſterreichs anzuerkennen; der Artikel 80 hatte 
folgenden Wortlaut: „Deutſchland erkennt die Unabhängigkeit 
Oeſterreichs innerhalb der durch Vertrag zwiſchen dieſem 
Staat und den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten feft- 
zuſetzenden Grenzen an und verpflichtet ſich, ſie unbedingt 
zu achten; es erkennt an, daß dieſe Unabhängigkeit unab⸗ 
änderlich ift, es fei denn, daß der Rat des Völkerbundes einer 
Abänderung zuſtimmt“. 


Damit war ein trauriges Kapitel des Kampfes um das Selbſtbeſtimmungsrecht 
Deutſchöſterreichs zum Abſchluß gekommen. Die Unterſtützung, die Deutſchöſterreich in 
dieſem Kampfe vom Deutſchen Reiche erhoffte, wurde ihm von Berlin nur zögernd und 
widerwillig gewährt, ſo daß die Initiative in der Anſchlußfrage durchaus einſeitig auf 
Seiten Deutſchöſterreichs lag. Hatte Deutſchöſterreich den Mut gezeigt, unbekümmert 
um alle möglichen Folgen, den Anſchluß an das Deutſche Reich in Geſetzesform zu 
beſchließen, ſo hätte es eine Selbſtverſtändlichkeit ſein müſſen, daß das Deutſche Reich 
dieſem Beiſpiele folgte. Im Reich aber fehlte der Mut zu einem 
bedingungsloſen nationalen Bekenntnis. Man hatte bei den Marxiſten, 
in deren Händen damals die geſamte Regierungsgewalt lag, andere Sorgen. Man bangte 
um die „Errungenſchaften der Revolution“, die man wegen Deutſch⸗ 
öſterreich ebenſowenig wie etwa wegen Poſen durch ein „nationales Abenteuer“ aufs 
Spiel ſetzen wollte. Auch wollte man die Feinde „nicht unnötig reizen“. Und 
man fat daher das, was nur unter vollem Einſatz der Volksgemeinſchaft hätte erreicht 
werden können, heimlich und halb und wich, wo man ſich, wie etwa in der Frage 
der Teilnahme deutſchöſterreichiſcher Vertreter an den Beratungen über die Weimarer 
Verfaſſung „zu weit vorgetraut“ hatte, vor der drohenden Ungnade der Gegner zurück. 

Der Artikel 80 des Verſailler Diktates ſollte einige Zeit ſpäter ſein Gegenſtück 
im Artikel 88 des Diktats von Saint Germain finden. Am 2. September 
19 19 wurde der endgültige Text dieſes Diktats überreicht; fein Artikel 88 hatte folgenden 
Wortlaut: „Die Unabhängigkeit Oeſterreichs iſt unabänderlich, es 
ſei denn, daß der Rat des Völkerbundes einer Aenderung 
zuſtimmt. Daher übernimmt Oeſterreich die Verpflichtung, 
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ſich, außer mit der Zuſtimmung des genannten Rates, jeder 
Handlung zu enthalten, die mittelbar oder unmittelbar auf 
irgendwelchem Wege, namentlich — bis zu feiner Zulaffung 
als Mitglied des Völkerbundes — im Wege der Teilnahme an 
den Angelegenheiten einer anderen Macht feine Unabhängig: 
keit gefährden könnte.“ Am 6. September beugte fih die Nationalverfammlung 
in Wien dem Diktat. Der Staat Deutſchöſterreich hatte damit nach 
zehnmonatiger Dauer aufgehört zu beſtehen. Was übrig blieb war 
jener Staat Oeſterreich, dem die Feindmächte nicht einmal das Recht beließen, ſich in 
ſeinem Namen als deutſch zu bezeichnen. Was aber in dem Augenblicke, in dem die 
Annahme des Diktates von Saint Germain beſchloſſen wurde, die 10 Millionen Deutſchen 
bewegte, die dem Staate Deutſchöſterreich angehört hatten, das war in den Worten 
ausgedrückt, mit denen der Proteſt der Nationalverſammlung gegen die Vergewaltigung 
Deutſchöſterreichs ſchloß: „„.. Und dann ſoll uns im Frieden neu: 
efjtenen ein Hery, das reine Wewält über andere ausüben 
will, aber auch keine Gewalt fürchtet: das große Reich der 
deutſchen Nation. Dieſes Einheitsreich, es wird und muß uns 
erſtehen. Wenn wir dieſe Hoffnung nicht hätten, könnten wir 
den heutigen Tag nicht überwinden.“ 


Der Staat hatte kapituliert. Der Kampf um den Anſchluß aber ging weiter. Da ihn 

der Staat, der an das Diktat gebunden war, nicht mehr zu führen vermochte, wurde * 

er vom Volke ſelber weitergeführt. Unter dem Druck des Volkes beſchloß die National⸗ 

verſammlung am 1. Oktober 1920 zugleich mit der Bundesverfaſſung eine 

Reſolution, in der die Staatsregierung aufgefordert wurde, 

innerhalb der Friſt eines halben Jahres eine Volksabſtimmung 

über den Anſchluß Oeſterreichs an das Deutſche Reich angu: 

ordnen. Der Beſchluß konnte nicht ana on werden. Denn die Feindmächte 

bedrohten Oeſterreich für den Fall, daß die Abſtimmung durchgeführt wurde, mit der 

Verhängung der Hungerblockade. Da verſuchte Defterreich, die Feindmächte in 

ihrer eigenen Schlinge zu fangen: Das Diktat von Saint Germain hatte die theoretiſche 

Möglichkeit einer J des Völkerbundsrates zum Anſchluß offen gelaſſen. 

So wurde die Frage, die bei der vom Nationalrat am 12. Mai 1921 beſchloſſenen 

Volksabſtimmung beantwortet werden ſollte, folgendermaßen gefaßt: „Soll die 

Bundesregierung beim Rat des Völkerbundes um Zuſtimmung 

zum Anſchluß der Republik Oeſterreich an das Deutſche Reich 

anſuchen?“ Nichts in dieſer Frage verſtieß gegen den Wortlaut des Artikels 88 

des Diktates von Saint Germain. Und darüber, daß dieſe Frage von der Bevölkerung 

mit faſt 100 v. H. mit „Ja“ beantwortet werden würde, konnte kein Zweifel beſtehen. 

Wäre die Abſtimmung alſo zuſtande gekommen, dann wäre der Völkerbundsrat in die 

peinliche Lage geraten, fih als Saboteur des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker vor 

aller Welt bekennen zu müſſen. Die Feindmächte wußten ihm dieſe Situation zu erſparen. 

Wieder wurde mit der Hungerblockade gedroht. Kärnten ſollte beſetzt, 

Deſterreich unter die Nachbarſtaaten aufgeteilt werden. Und 

die Geſandten Frankreichs, Englands und Italiens kündigten bei der Wiener Regierung 

die ſofortige Einſtellung des Hilfswerkes für das hungernde 

Oeſterreich an, „falls die öſterreichiſche 0 nicht imſtande ſein ſollte, die 

gegenwärtigen, auf den Anſchluß an das Deutſche Reich hinzielenden Umtriebe (!) 

wirkungslos zu machen.“ 

Die Regierung war bereit, ſich in das ihr unvermeidlich Scheinende zu fügen. Da aber 

riß die Volksbewegung, die die Regierungen der Bundesländer beherrſchte, das Geſetz des 

Handelns an fih. Am 2 4. April 1921 führte das Land Tirol feine Abſtimmung 

durch: Von 147 439 abgegebenen Stimmen forderten 145 302 den 

Anſchluß ans Reich. Der Druck der Feindmächte verſchärfte fih. Im Lande 

(Sal- hr korye ad ol hein G r. N H. Him nepankkalteg verde arm 
Von 98 546 erfaßten Stimmberechtigten bekannten ſich 97 66 
zum Anſchluß ans Reich. Weitere Abſtimmungen konnten nicht mehr dur. 
geführt werden. Denn an den Grenzen ſtanden die Truppen der Nachba 
ſtaaten zum Ernmarſch bereit. Es war das die Zeit, in der zwiſchen de 
Wiener & egime, das fih mehr oder weniger freiwillig mit den politiſchen Gegebe 
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beiten abzufinden bereit war, und der Volksbewegung, die am großdeuffchen 
Gedanken feſthielt, jener tiefe Gegenſatz aufzuklaffen begann, der ſich langſam, aber mit 
innerer Notwendigkeit zu revolutionärer Schärfe auswachſen mußte. 

In den Tagen, die die Wiedervereinigung Deutſchöſterreichs mit dem Deutſchen Reiche 
gebracht haben, war es wohl notwendig, an den Kampf um das Selbſtbeſtimmungsrecht 
zu erinnern, der vor faſt zwei Jahrzehnten das Deutſchtum Deutſchöſterreichs über alle 
parteipolitiſchen Feindſchaften hinweg im großdeutſchen Gedanken zuſammenzufaſſen 
vermochte. Damals mußte dieſer Kampf erfolglos eingeſtellt werden. Die „groß: 
deutſche Unruhe“ aber erfüllte weiter die Herzen. Und es blieb die brennende 
Sehnſucht nach der Heimkehr ins Reich. Am 43. März 1938 fand fie ihre Erfüllung. Dr K. 


Deuiſche Beſchwerden im Senat 


Während der Ausſprache über den Staatshaushalt im Senat wurden von den 
Senatoren Wieſner und Has bach mehrfach die Fragen der deutſchen Volksgruppe 
in Polen berührt. Ihre Berichte ergaben ein frübeg Bild wirtſchaftlicher 
Not und kultureller Unterdrückung. Sie beſtätigten voll und ganz die 
Beobachtung, die an dieſer Stelle ſchon mehrmals gemacht werden mußte, daß ſich nämlich 
im Gefolge der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November v. J. 
für die deutſche Volksgruppe in Polen nicht nur keine Erleichte⸗ 
rung, ſondern vielmehr eine Verſchärfung des auf ihr laſten⸗ 
den Druckes eingeſtellt hat. Aus den Reden der deutſchen Senatoren ſollen 
einige Tatſachen mitgeteilt werden. 


Der Hunger als Waffe der polniſchen Volksgruppenpolitik 


Seinen Bericht über die Lage der deutſchen Arbeiter⸗ und Ange: 
ſtelltenſchaft in Polen begann Senator Wieſner mit der Feſtſtellung, daß er 
hier „e ines der für die deutſche Volksgruppe ſchwärzeſten und 
troſtloſeſten Kapitel“ berühre; die deutſche Volksgruppe in den Induſtriegebieten, 
vor allem in Oſtoberſchleſten, aber auch in Lodz und Tomaszow, ſtehe vor der wirt⸗ 
ſchaftlichen Kataſtrophe. Tatſache ift, daß die Entlaſſungen der 
deutſchen Arbeiter, die feit 1922 ſyſtematiſch durchgeführt wurden, nach der Ber- 
öffentlichung der Volksgruppen⸗Erklärung ebenſo ſyſtematiſch fortgeführt 
werden. Tatſache iſt auch, daß ſich dieſe Entlaſſungen aus der allgemeinen wirtſchaftlichen 
Lage heraus nicht rechtfertigen laſſen. Denn nach dem Zeugnis des Wojewoden 
Grazynſki ift der Beſchäftigungsſtand im oſtoberſchleſiſchen Bergbau im Jahre 
1937 von 44 500 auf 53 600 und in der Eiſen⸗ und Hütteninduſtrie von 23 400 auf 
26 600 Arbeitskräfte geſtie gen; in der gleichen Zeit aber haben Bergbau und Schwer⸗ 
induſtrie dieſes Gebietes Hunderte von deutſchen Arbeitskräften ent⸗ 
laſſen, und zwar, wie vielfache Aeußerungen der betreffenden polniſchen Stellen 
beſtätigen, nicht aus wirtſchaftlichen, ſondern ausſchließlich aus politiſchen Gründen. Nach 
den Mitteilungen der „Slaſki Wiadomosci Statyſtyczne“ haben die Arbeitsämter 
der Wojewodſchaft Schleſien in den erſten neun Monaten des vergangenen 
Jahres insgeſamt 140 013 Arbeiter vermittelt. Unter dieſen Arbeitern haben fih im 
ganzen 20 (zwanzig) Deutſche befunden, die in ſtändige, und nur 2 000 Deutſche, die in 
kurzfriſtige, ein⸗ bis dreimonatige Arbeit vermittelt worden ſind. Wenn ſich die deutſche 
Volksgruppe tatſächlich jener gleichberechtigten oder gar bevorzugten Stellung gegenüber 
dem Staatsvolk erfreute, von der man auf polniſcher Seite ftändig zu ſprechen beliebt, 
dann hätten unter den von den Arbeitsämtern Vermittelten nicht 2 000, ſondern 22 000 
Deutſche ſein müſſen, da der deutſche Anteil an der Bevölkerung der Wojewodſchaft Schle⸗ 
ſien etwa 20 v. H. beträgt. (Selbſt unter Zugrundelegung der gefälſchten Volkszählungs⸗ 
ergebniffe von 4934, die den deutſchen Anteil auf nur 7 v. H. beziffern, müßte ſich die Zahl 
der vermittelten Deutſchen auf 7 700 belaufen.) 

Von den 12000 Mitgliedern der Gewerkſchaft deutſcher Ar⸗ 
beiter in Oſtoberſchleſien find nicht weniger als 62 v. H. beſchäftigungslos. 
In dieſer Ziffer find die 2 1 v. H. der Mitglieder dieſes deutſchen Verbandes noch nicht 
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enthalten, die als Grenzgänger in Weſtoberſchleſienin Beſchäftigung 
ſtehen. Zählt man diefe hinzu, dann beträgt der Vomhundertſatz der in Polen arbeits: 
loſen Verbandsmitglieder tatſächlich 84 v. H.! Dieſer unerhörten und brutalen Aushunge⸗ 
rung der deutſchen Arbeiterſchaft in Polen ſteht die Tatſache gegenüber, daß es im Deut⸗ 
ſchen Reiche kaum noch einen polniſchen Volksangehörigen gibt, der nicht in Brot und 
Arbeit ſteht, ſofern er überhaupt arbeitsfähig iſt und arbeiten will. Aber das alles genügt 
den polniſchen Amtsſtellen offenſichtlich noch nicht. Denn ſie ſind bereits ſeit längerer Zeit 
in flärferem Maße dazu übergegangen, den deutſchen Arbeitern, die in Polen keinen Ar: 
beitsplaß mehr zu finden vermögen, durch die Verweigerung der Grenzkarte auch noch 
die Möglichkeit zu rauben, fih als Grenzgänger in Weftoberfchlefien den Lebensunterhalt 
zu verſchaffen, den man ihnen in Polen verweigert. Und das geſchieht in einer Zeit, in 
der noch zahlreiche polniſche Volksangehörige aus Oſtoberſchleſien in der weſtoberſchleſi⸗ 
ſiſchen Induſtrie als Dauerarbeiter und einige Zehntauſend andere polniſche Volksange⸗ 
hörige aus Polen in der deutſchen Landwirtſchaft als Saiſonarbeiter Beſchäftigung finden! 

Wie mit den Arbeitern ſo iſt es auch mit den deutſchen Angeſtellten beſtellt. Allein 
von den Mitgliedern der Gewerkſchaft deutſcher Angeſtellten 
haben ſeit 1934 nicht weniger als 1279 ihre Arbeitsſtelle ver: 
loren! Die Zahl erhöht ſich auf etwa 2 000, wenn auch die nicht dieſer Organiſation 
angehörenden deutſchen Angeſtellten hinzugezählt werden. Troſtlos iſt vor allem die Lage 
der ſchulentlaſſenen deutſchen Jugend. Nur in ganz vereinzelten Fällen kommt es vor, 
daß ein Junge, der eine deutſche Schule beſucht hat, eine Lehrſtelle findet. Die Maffe 
der deutſchen Jugend wächſt ohne jede Berufsausbildung heran 
und ohne die Ausſicht, einmal einen feſten Arbeitsplatz zu erhalten. Allein in Oſtober⸗ 
ſchleſen gibt es 14 000 bis 16 000 deutſche Jugendliche im Alter 
von 15 bis 18 Jahren, die ſeit ihrem Austritt aus der Schule 
keiner ſyſtematiſchen Arbeit zugeführt worden find, nicht, weil 
ſie nicht arbeiten wollen, ſondern weil die polniſchen Amtsſtellen es zu verhindern wiſſen, 
daß ſich ein Arbeitgeber dieſer jungen brachliegenden Kräfte erbarmt! 


Die polniſche Schulpolitik im Kampf gegen das deutſche Kind 


An Hand vieler bezeichnender Beiſpiele beleuchtete Senator Wieſner die Schwierig⸗ 
keiten und Schikanen, denen das deutſche Schulweſen in Polen ausgeſetzt ift. 
Durch die Sprachprüfungen, denen die zu den deutſchen Schulen angemeldeten 
Kinder vor allem Oſtoberſchleſiens unterzogen werden, ſind allein zu Beginn des laufenden 
Schuljahres mehrere Hundert deutſche Kinder der deutſchen Schule 
ferngehalten worden, obwohl ſich ihre Eltern einwandfrei zum deutſchen Volkstum 
bekennen. In welcher Weiſe dieſe Prüfungen von den ausſchließlich aus Polen zuſammen⸗ 
geſetzten Kommiſſionen durchgeführt werden, erhellt am beſten daraus, daß Kinder zurück⸗ 
geſtellt werden, die ſtatt eines hochdeutſchen einen mundartlichen Ausdruck gebrauchen, 
oder Kinder, deren Geſchwiſter unbeanſtandet in deutſche Schulen eingeſchult ſind, oder 
auch Kinder, deren ausreichende Beherrſchung der deutſchen Sprache bereits während eines 
mehrjährigen Beſuches deutſcher Kindergärten hat feſtgeſtellt werden können. 

Unter den verſchiedenſten Vorwänden wird dem deutſchen Kinde der 
deutſche Lehrer genommen. Allein im Kreiſe Neutomiſchel hat das deutſche 
Schulweſen im Laufe eines einzigen Jahres durch Verſetzung an polniſche Schulen neun 
deutſche Lehrer verloren. Senator Wiefner ſtellte hierzu folgendes feſt: „Ebenſo wie wir 
auf dem Standpunkt ſtehen, daß einzig und allein die Eltern über die Zugehörigkeit ihrer 
Kinder zu ihrem Volkstum zu entſcheiden haben, ebenſo vertreten wir auch die Ueber⸗ 
zeugung, daß unſere deutſchen Kinder das unerläßliche Recht beſitzen, in einer deutſchen 
Schule von deutſchen Lehrern in deutſchem Geiſte erzogen zu werden... Wir können 
eine Schule nicht als deutſch anerkennen, in der polniſche Lehrer unterrichten, die mangel⸗ 
haft die deutſche Sprache beherrſchen und die auch niemals imſtande ſein können, im 
Geiſte unſeres Volkstums unſere Kinder zu unterrichten.“ Als eine ſtändige Bedrohung 
des deutſchen Schulweſens hat es fih auch erwieſen, daß die Unterrichts- 
erlaubnis der an den deutſchen Privatſchulen tätigen Lehrer 
von einer Loyalitätsbeſcheinigung der zuſtändigen Staroſtei 
abhängig iſt, wobei die Ausſtellung dieſer Beſcheinigung von der Staroſtei ohne 
Angabe von Gründen abgelehnt werden kann! Es iſt vorgekommen, daß einem deutſchen 
Lehrer aus Tarnowitz, der bereits ohne Beanſtandungen an einer ſtaatlichen Schule tätig 
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50 Millionen Deutſche immen am 10. April mit 
„Sa“. Dieſes „Sa“ iſt ein Bekenntnis zu einem 


Größeren Deutſchland:! 


geweſen war, von der Staroſtei die Loyalitätsbeſcheinigung abgelehnt worden iſt, als er 
eine Stellung an einer deutſchen Privatſchule antreten ſollte. Es iſt vorgekommen, daß in 
Sompolno vier deutſchen Lehrkräften zunächſt die Unterrichtserlaubnis entzogen, dann 
vom Kultusminiſter wieder erteilt, ſchließlich aber vom Schulkuratorium doch wieder 
verweigert worden iſt, weil von der Staroſtei die Ausſtellung der Loyalitätsbeſcheinigung 
ohne Angabe von Gründen abgelehnt wurde. Auch werden für das deutſche Schulweſen 
ganz allgemein nur ſoviele Lehrer bewilligt, als nach der jeweiligen Klaſſenzahl unbedingt 
notwendig find. Das hat zur Folge, daß bei Krankheits-, Todes- und Ent: 
laffungsfällen oft monatelang kein Erfatz beſchafft werden kann, 
worunter der Unterrichtsbetrieb der“ deutſchen Schulen naturgemäß unerhört leidet. 

Der Errichtung neuer deutſcher Schulen werden von Seiten der polniſchen Behörden 
unendliche Schikanen entgegengeſetzt. Anſuchen um die Baugenehmigung 
von Privatſchulgebäuden werden von den Behörden ausnahms⸗ 
los jahrelang unerledigt liegen gelaſſen. So iſt es, um nur einige, in 
letzter Zeit viel erörterte Beiſpiele zu nennen, in Oſtburg, Neutomiſchel, Wollſtein und 
Sofiowka geweſen. Oder es werden ſo übertrieben hohe Anforderungen an die deutſchen 
Schulbauten geſtellt, daß die Bauten aus finanziellen Gründen hinfällig werden. Es kommt 
aber auch vor, wie in letzter Zeit vor allem in Neutomiſchel und Sofiowka, daß deutſche 
Schulgebäude, die von der einen amtlichen Stelle als in jeder Hinſicht einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt worden find, von einer anderen amtlichen Stelle als den Erforderniſſen der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften nicht entſprechend abgelehnt werden. Mittlerweile müſſen dann die 
deutſchen Kinder Jahre hindurch polniſche Schulen beſuchen, und die Eltern, die es 
ablehnen, ihre Kinder in diefe Poloniſierungsanſtalten preſſen zu laffen, werden wirtſchaft⸗ 
lich ſchikaniert und mit Strafen belegt. 

Eine ſchwere Schädigung des deutſchen Schulweſens bedeutet es auch, daß nach der 
erfolgten Schließung der prwaten deutſchen Lehrerbildungsanſtalt in Bielitz, die im Laufe 
ihres 70jährigen Beſtehens viele Hunderte tüchtiger deutſcher Lehrkräfte herangebildet 
hatte, die E eines brauchbaren deutſchen Lehrernach⸗ 
wuchſes in Frage geſtellt worden ift. Schon heute macht fich ein empfindlicher 
Mangel an deutſchen Lehrkräften bemerkbar. Es iſt ein unhaltbarer Zuſtand, wenn auf 
der einen Seite der deutſchen Volksgruppe in Polen das Recht abgeſprochen wird, in einer 
eigenen, mit allen Oeffentlichkeitsrechten ausgeſtatteten Anſtalt für die Ausbildung der 
von ihr benötigten Lehrkräfte zu ſorgen, während es auf der anderen Seite ſo iſt, daß 
zwei Drittel der an den polniſchen Privatſchulen im Deutſchen Reiche tätigen Lehrer 
polniſcher Staatsangehörigkeit ſind und daß alle dieſe Lehrer nicht etwa an einer deutſchen 
und nicht einmal an einer in Deutſchland gelegenen, ſondern an der polniſchen Lehrer⸗ 
bildungsanſtalt in Rogaſen ausgebildet und auf Grund der Zeugniſſe dieſer polniſchen 
Anſtalt an den polniſchen Schulen im Deutſchen Reiche angeſtellt worden ſind! 


Entwurzelung der deutſchen Volksgruppe durch polniſchen Bodenraub 


Senator Hasbach ſetzte ſich mit der deutſchfeindlichen Tendenz der Agrarreform 
auseinander. Insgeſamt, ſo führte er u. a. aus, ſind ſeit Beſtehen des Agrarreformgeſetzes, 
alſo ſeit dem Jahre 1926, von den deutſchen Grundbeſitzern in Poſen 
und Pommerellen rund 110 000 Hektar, d. h. 66 v. H., von den polniſchen 
Beſitzern dagegen nur 55 000 Hektar, d. h. 34 v. H., zur Zwangs⸗ 
parzellierung angefordert worden. Von der geſamten überhaupt vorhandenen 
Landreſerve haben ſich 1926 in polniſchem Beſitz rund 412 000 Hektar, d. h. 62 v. H., in 
deutſchen Händen aber nur 261000 Hektar, d. h. 38 v. H., befunden. Die bisherige 
Heranziehung des deutſchen und des polniſchen Grundbeſitzes zur Zwangsparzellierung iſt 
alfo gerade im umgekehrten Verhältnis zur nationalen Beſitzverteilung erfolgt. Bei einer 
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gerechten Verteilung der zur Zwangsaufteilung herangezogenen Flächen hätten bisher nicht 
140 000, ſondern nur 50 000 Hektar aus deutſchem Beſitz ſtammen dürfen. 

Wenn von polnifcher Seite die ſtärkere Heranziehung des deutſchen Beſitzes zur Agrar⸗ 
reform damit begründet wird, daß der deutſche Anteil am Großgrund⸗ 
beſitz nicht größer ſein dürfe, als der deutſche Anteil an der Geſamt⸗ 
bevölkerung Poſens und Pommerellens, der heute etwa 10 v. H. beträgt, fo ift 
dieſer unſinnigen und unehrlichen Begründung zweierlei entgegenzuhalten: 1. Der Rück⸗ 
gang des Deutſchtums in den vom Mutterlande abgetrennten Gebieten ift keine natürliche 

ntwicklung; vielmehr ift der deutſche Bevölkerungsanteil im Laufe der vergangenen 
20 Jahre unter Anwendung ſſchärfſter Gewalt auf feinen heutigen Tiefſtand 
herabgedrückt worden. Ein altes Anrecht aber kann nicht zur Rechtfertigung eines neuen 
Unrechtes dienen. 2. Es muß berückſichtigt werden, daß die deutſche Volksgruppe in Polen 
zu einer großen Anzahl von Berufen keinen Zutritt beſitzt, daß es 
in Poſen und Pommerellen z. B. keinen Eiſenbahner, keinen Poſtbeamten, keinen 
Kommunal: oder Verwaltungsbeamten, keinen Angeſtellten in den halbſtaatlichen 
Betrieben uſw. gibt, der ſich zum deutſchen Volkstum bekennt. Das aber bedeutet, daß die 
von den meiſten anderen Berufen ausgeſchloſſene Volksgruppe, um überhaupt ihr Leben 
friſten zu können, unbedingt eines über ihren Bevölkerungsanteil hinausgehenden Anteils 
an der landwirtſchaftlichen Beſitzfläche bedarf. Die deutſchen Einwände gegen die Hand⸗ 
habung der Agrarreform ſind um ſo berechtigter, als auf den a are efeilfen 
deutſchen Ländereien kaum ein einziger Deutf her angefegt worden 
iſt. Es iſt aber ſo, daß nicht nur das polniſche Dorf an einer in jeder Hinſicht ſchädlichen 
Uebervölkerung leidet, fondern daß auch das deutſche Dorf, und zwar in noch 
ſtärkerem Maße an einem wirtſchaftlich brachliegenden Bevölke⸗ 
rungsüberſchuß krankt. Es kommt noch hinzu, daß die Preiſe, die den Beſitzern 
für die ihnen zur Zwangsparzellierung weggenommenen Flächen gezahlt werden, in ihrer 
praktiſchen Auswirkung zumeiſt einer glatten Enteignung gleichkommen, fo daß 
die Zwangsparzellierung für die deutſche Volksgruppe nicht 
nur einen Boden-, ſondern zugleich auch einen Vermögens- 
ver luſt bedeutet. 

Angeſichts dieſer erſchütternden Tatſachen muß einmal mit aller Deutlichkeit folgendes 
feſtgeſtellt werden: Das Verhalten der polniſchen Seite muß nicht mehr nur als ein 
Ausfluß der gewohnten Feindſchaft gegen die deutſche Volksgruppe, ſondern — nach dem 
Zuſtandekommen der Volksgruppen-⸗Erklärung vom 5. November — als eine bewußte 
Provokation und Mißachtung des Deutſchen Reiches aufgefaßt 
werden. Das iſt eine Beobachtung, der gegenüber es nicht überflüſſig erſcheint, den 
polniſchen Miniſterpräſidenten an feine eigenen Worte zu erinnern, daß nämlich „alle 
Erſcheinungen des Haſſes und der Unduldſamkeit gegenüber 
den Minderheiten ſchwere Fehler darſtellen, die ſich früher 
oder ſpäter an Polen ſelbſt rächen müſſen.“ 


Deutfchtum und evangeliſche Kirche 


Wie im Falle der Unierten Evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens, ſo wird von pol⸗ 
niſcher Seite auch im Falle der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen 
Bekenntniſſes verſucht, die gegen den deutſchen Charakter dieſer Kirchen gerichteten 
Zwangs⸗ und Terrormaßnahmen damit zu rechtfertigen, daß man den tatſächlichen Anteil 
des polniſchen Elementes an den Kirchengemeinden verfälſcht. Die Behauptung, daß die 
evangeliſchen Gemeinden Oſtoberſchleſiens zu zwei Fünfteln aus Deutſchen und zu drei 
Fünfteln aus Polen beſtänden, ift kürzlich auf Grund eingehender Unterſuchungen von 
Paſtor Dr. Bechtloff in dem Gemeindeblatt „Kirche und Heimat“ dahin richtiggeſtellt 
worden, daß den 23 090 deutſchen nur 5 160 epangeliſche (faſt durchweg erft in den 
letzten Jahren zugewanderte) Polen gegenüberſtehen. Von der Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes, die in der Hauptſache die Proteſtanten Ruſſiſchpolens um: 
faßt, wird von polniſcher Seite behauptet, daß ihre Gemeindemitglieder zu 50 v. H. 
polniſcher Volkszugehörigkeit ſeien. Gegenüber dieſer Behauptung hat nun Paftor 
Doberſtein in dem Gemeindeblatt „Luthererbe in Polen“ an eine von polniſcher 
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Seite ſtammende Veröffentlichung, die im „Rocznik Ewangelii” im Jahre 
1925 erſchienen ift, erinnert. In dieſer Publikation find (für das Jahr 1923) alle 
Gemeinden und Filialen der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes unter 
gleichzeitiger Angabe der Seelenzahl, der Taufen in deutſcher und polniſcher Sprache, 
der Konfirmanden deutſcher und polniſcher Sprache uſw. veröffentlicht worden. Aus 
den Zahlen der deutſchen bzw. polniſchen Taufen, Konfirmanden 
uſ w. laffen ſich gewiſſe Rückſchlüſſe auf die nationale Zuge: 
hörigkeit der Gemeindemitglieder ziehen, freilich mit Vorbehalt, denn 
viele deutſche Kinder, die gezwungen in polniſche Schulen gehen, nehmen auch am pol⸗ 
niſchen Konfirmandenunterricht teil, und bei nationalen Miſchehen werden die Taufen 
erfahrungsgemäß zumeiſt in polniſcher Sprache vollzogen. l 

Unter Berückſichtigung dieſer Punkte, die zuſammenwirken, um den deutſchen Anteil 
kleiner erſcheinen zu laffen, als er tatſächlich ift, follen nachſtehend die Angaben des 
„Rocznik Ewangelicki“ für die einzelnen Diözeſen mitgeteilt werden. Diözeſe Kalif h 
(ohne die Gemeinde Zagorow): 59 000 Seelen, 1488 deutſche und 157 polniſche Kon: 
firmanden; Diözeſe Warſchau: 55000 Seelen, 1 134 deutſche und 409 polnifche Kon: 
firmanden; Diözeſe Petrikau: 120000 Seelen, 3 021 deutſche und 140 polniſche 
Konfirmanden; Diözeſe Plozk: 58 000 Seelen, 1386 deutſche und 38 polniſche Kon- 
firmanden; Diözeſe Nordoſt (die heutigen Diözeſen Wilna und Wolhynien): 80 000 
Seelen, 1 620 deutſche und 270 polniſche Konfirmanden; Diözeſe Schleſien: 45 000 
Seelen, 425 deutſche und 638 polniſche Konfirmanden. Im Gebiet der heutigen, damals 
noch nicht beſtehenden Diözeſe Poſen, die die Wojewodſchaften Poſen und Pomme⸗ 
rellen umfaßt, wurden 500 Seelen der Evangelifhen Kirche Augsburgiſchen Bekennt⸗ 
niſſes und 10 polniſche Taufen gezählt. Insgeſamt waren in der genannten polniſchen 
Veröffentlichung alfo 447 000 Seelen der erwähnten Kirche und 9 074 deutſche 
gegenüber 1652 polniſchen Konfirmanden verzeichnet. Wendet man das bei 
den Konfirmanden zutagetretende Nationalitätenverhältnis (84,6 : 15,4) auf die Geelen- 
zahl an, fo ergibt fih, daß etwa 3 5 4 500 deutſchen rund 62 500 polniſche 
Gemeindemitglieder gegenüberſtanden. Für die einzelnen Diözeſen ergeben ſich 
bei dem gleichen Verfahren etwa folgende Zahlen: Diözeſe Kaliſch 90,5 v. H. 
(= 53 400) Seutſche und 9,5 v. H. (= 5 900) Polen; Diözeſe Warſchau 73,4 v. H. 
(= 40 400) Deutſche und 26,6 v. H. (= 14 600) Polen; Diözeſe Petrikau 95,4 v. H. 
= 144 700) Deutſche und 4,4 v. H. (= 5300) Polen; Diözefe Plozk 97,3 v. H. 

= 56400) Deutſche und 2,7 v. H. (= 1600) Polen; Diözeſe Nordo ft 85,7 v. H. 
(= 68 600 Deutfche und 14,3 v. H. (= 11 400) Polen; Diözeſe Schleſien 40,0 v. H. 
(= 18 000) Deutſche und 60,0 v. H. (= 27 000) Polen. Nach diefer Berechnung machte 
im Jahre 1923 alſo das deutſche Element in den Gemeinden der Evangeliſchen 
Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes in den Diözeſen Kaliſch, Petrikau 
und Plozk über 90 v. H., in der Diözeſe Nordoſt mehr als 80 v. H. 
und in der Diözeſe Warſchau mehr als 70 v. H. der Gemeinde: 
mitglieder aus. Nur in der Diözefe Schleſien (d. h. im Teſchener Schleſien) blieb 
das deutſche Element in der Minderheit. 

Paſtor Doberſtein bemerkt zu den obigen Zahlen u. a. Folgendes: Für die Be⸗ 
antwortung der Frage nach der Volkszugehörigkeit der Gemeindemitglieder ift das 
Verhältnis der Konfirmanden, die in deutſcher Sprache konfirmiert werden, 
zu denen, die in polniſcher Sprache konfirmiert werden, wohl das ausf hlag: 
gebende. Denn hier dürfte es ſich am deutlichſten zeigen, wer ſich zu dem einen oder 
anderen Teile bekennt. Wie weit fih feit 1923 eine Verſchiebung nach der einen 
oder der anderen Seite vollzogen hat, läßt ſich nicht feſtſtellen. Der Unterſchied dürfte 
aber nicht beträchtlich fein, da beſonders die Landbevölkerung febr konſervativ 
ift. Auch in Lodz, dem ſtärkſten Zentrum der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen 
Bekenntniſſes hat fih ſeit 1923 das zahlenmäßige Verhältnis zwiſchen 
deutſchen und polniſchen Gemeindemitgliedern nicht weſentlich 
verändert, obwohl dort durch die Gründung einer befonderen polniſch-evangeliſchen 
Gemeinde der Druck auf das deutſche Element beſonders ſtark geweſen iſt. 


„Ich war der erſte, der das Wort ſprach, die deutſche Zukunft liege im Oſten. 
Das war zu der Zeit, als die anderen noch von rettender Weltwirtſchaft und 
ähnlichen Dingen träumten.“ Adolf Hitler 
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Oflland-Chronif 


Neugliederung der öſtlichen Verwaltungs⸗ 
bezirke 

Im Zuge der verwaltungsmäßigen Neu⸗ 
gliederung des Reiches hat das Preußiſche 
Staatsminiſterium ein Geſetz über die 
Gebietsbereinigungen in den 
preußiſchen Oſtprovinzen er 
laſſen. Durch dieſes Geſetz werden folgende 
Aenderungen der Verwaltungsgrenzen ges 
troffen. 

1. Die Provinzen Oberſchleſien und 
Niederſchleſien werden wieder zu einer 
Provinz Schleſien vereinigk. Amts⸗ 
ſitz des Oberpräſidenten iſt Breslau. Von 
der Grenzmark Poſen-Weſtpreußen werden 
der Provinz Schleſien zugeteilt der Kreis 
Frauſtadt und ein Teil des Kreiſes 
Bomſt mit folgenden zehn Gemeinden: 
Bruchdorf, Fleißwieſe, Friedendorf, Kreutz, 
Oſtlinde, Oſtwieſe, Pfalzdorf, Ruden, 
Schönforſt und Schwenten. Der Kreis 
Bomſt wird aufgelöſt. 

2. Die Provinz Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen verſchwindet; 
jedoch bleibt in Schneidemühl, der bis⸗ 
herigen Provinzhauptſtadt, eine Zweigſtelle 
des Oberpräſidiums der Provinz Branden⸗ 
burg beſtehen. In der Provinz Branden⸗ 
burg wird ein Regierungsbezirk 
Grenzmark Pofen-Weftpreußen 
errichtet. Er beſteht aus den bisherigen 
grenzmärkiſchen Kreiſen Schneide mühl⸗ 
Stadt, Deutſch Krone, Flatow, 
Schlochau und Netzekreis; vom 
Regierungsbezirk Frankfurt / Oder werden 
ihm zugeteilt die Kreiſe Arnswalde, 
Friedeberg und Soldin und von 
der Provinz Pommern die Kreiſe 
Dramburg und Neuſtettin. 


3. Dem Regierungsbezirk Frank- 
furt) Oder, der die genannten drei neuz 
märkiſchen Kreiſe an den Regierungsbezirk 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen abzugeben 
hat, werden eingegliedert die bisherigen 
grenzmärkiſchen Kreiſe Meſeritz und 
Schwerin / Warthe ſowie der nörd- 
liche Teil des aufgelöſten 
Kreiſes Bomſt. Der Amteſitz des 
Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg 
wird von Berlin nach Frankfurt / Oder 
verlegt. $ 

4. Der Regierungsbezirk Kös⸗ 
lin (Oſtpommern) wird durch die Kreiſe 
Greifenberg und Regenwalde, 


die bisher zum Regierungsbezirk Stettin 
gehörten, vergrößert. 

Die Neuregelung tritt für Schleſien am 
1. April 1938, im übrigen am 1. Oktober 
1938 in Kraft. 


Danzig — Großabnehmer polniſcher 
Erzeugniſſe 


Die Freie Stadt Danzig iſt bekanntlich 
mit Polen durch Zollunion verbunden, der 
Danziger Warenverkehr mit Polen wird 
alſo in der polniſchen Außenhandelsſtatiſtik 
nicht mitaufgeführt. Das iſt inſofern nicht 
berechtigt, als die Freie Stadt für 
Polen Währungsausland iſt. In 
dem Geſchäftsbericht der Bank von Danzig 
für 1937 ſind nunmehr erſtmalig nähere 
Angaben über die Höhe der Wareneinfuhr 
für den Danziger Eigenbedarf nach Her⸗ 
kunftsländern veröffentlicht worden. Da⸗ 
nach hat die Wareneinfuhr der 
Freien Stadt Danzig aus dem 
polniſchen Währungsgebiet im 
Jahre 1936 115,0 Mill. Zloty und im 
Jahre 1937 127,1 Mill. Zloty betragen; 
das ſind 10,1 bzw. 9,6 v. H. des Wertes 
der Geſamtausfuhr des polni: 
ſchen Währungsgebietes. Damit 
ſteht Danzig unter den Abnehmern polni⸗ 
ſcher Erzeugniſſe nach England und dem 
Deutſchen Reich an dritter Stelle, 
vor den Vereinigten Staaten, Schweden, 
Belgien, der Tſchecho⸗Slowakei uſf. Der 
Danziger Markt iſt alſo, wie es in einem 
Artikel in der „Danziger Wirtſchafts⸗ 
zeitung“ geheißen hat, fuͤr die polniſchen 
Erzeugniſſe, insbeſondere für die Agrar⸗ 
produkte Weſtpolens, für Textilwaren, 
Kohle, Holz und Baumaterialien, von nicht 
zu unterſchätzender Bedeutung. Danzig be⸗ 
zahlt dieſe polniſche Einfuhr in der Haupt⸗ 
ſache naturgemäß durch die Ausfuhr 
Danziger Induſtrieerzeugniſſe 
nach Polen. Inſofern iſt alſo auch der 
polniſche Markt für die Danziger Induſtrie 
von Bedeutung. Aber die Danziger Waren⸗ 
ausfuhr nach Polen iſt nicht annähernd ſo 
groß wie umgekehrt die polniſche Einfuhr 
nach Danzig. Die Höhe des dadurch ent⸗ 
ſtehenden Defezits der Danziger Handels⸗ 
bilanz iſt zwar nicht bekannt, da keine 
genauen Angaben über die Höhe des Dan⸗ 
ziger Exportes nach Polen vorliegen. Es 
handelt ſich aber zweifellos um viele Milli⸗ 
onen, die Danzig mit den Deviſen, die 
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es aus dem Tranſithandel und 
dem Hafen verkehr einnimmt, zu be 
gleichen hat. Danzig iſt ſomit nicht nur ein 
Großabnehmer polniſcher Er- 
zeugniſſe, ſondern auch ein wichtiger 

eviſenbringer für Polen, alfo 
ein beachtlicher Faktor in der polniſchen 
Zahlungsbilanz. 


Ein Deutſcher von Polen niedergeſchlagen 


In Alt⸗Kiſchau im Kreiſe Berent 
(Pommerellen) wurde am 18. März das 
Mitglied der Jungdeutſchen Partei Erich 
Biaſtoch auf dem Heimwege von einem 
Kurſus für Militärpflichtige von einer 
Horde polniſcher Burſchen überfallen 
und niedergeſchlagen. Biaſtoch 
erhielt mit einem harten Gegenſtand einen 
ſchweren Schlag über den Kopf, ſo daß er 
vom Rade ſtürzte. Die Polen verſuchten 
dem Geſtürzten das Rad zu ſtehlen, ließen 
aber, da ſich ein Polizeibeamter in der Nähe 
befand, von ihrem Opfer ab. Sie warfen 
hinter dem Deutſchen, der eine klaffende 
Kopfwunde davontrug, Knüppel und 
Steine her. 


Deutſche Turnerſchaft in Polen 


Die „Deutſche Turnerſchaft in Polen“, 
die in 3 Kreiſe (Poſen⸗Pommerellen, 
Schlefien und Kongreßpolen) zerfällt, zählte 
am 1. Januar 1938 in 72 ange⸗ 
ſchloſſenen Vereinen 5496 Mit⸗ 
glieder. Poſen⸗Pommerellen mit 34 Ver⸗ 
einen weiſt 1907, Schleſien mit 13 Ber: 
einen 2 441 und Kongreßpolen mit 9 Ver⸗ 
einen 1148 Mitglieder aus. Von den vorz 
handenen 72 Vereinen ſind nur 7 nach dem 
Kriege entſtanden. Die Mehrzahl der Ver⸗ 
eine beſteht ſeit länger als einem halben 
Jahrhundert. 


Wanderbundurteile beſtätigt 


Am 1. und 5. März wurden vom 
Kattowitzer Appellationsge⸗ 
richt die Urteile in den beiden Wander⸗ 
l en gefällt, in denen Ende 1936 
vom Tarnowitzer Gericht mehrere 

Dutzend junger Deutſcher zu 
hohen Gefängnisſtrafen ver⸗ 
urteilt worden waren. Die Angeklagten, 
die zum großen Teil das 18. Lebensjahr 
noch nicht überſchritten hatten, waren be⸗ 
ſchuldigt worden, unter dem Deckmantel des 
Tarnowitzer und des Oberſchleſiſchen 
Wanderbunde „Geheimbündelei“ 
getrieben zu haben. Worin dieſe „Geheim⸗ 
bündelei“ beſtanden hatte, hatte ſeinerzeit 
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vom Tarnowitzer Gericht nicht klargeſtellt 
werden können; denn aus der Veran⸗ 
ſtaltung von Schulungsabenden, die der 
Polizei bekannt ſind, und aus der bei 
größerer Mitgliederzahl notwendigen Ein⸗ 


keilung der Bünde in Gruppen oder 
Scharen, kann ein normaler Menſch keine 
ſtaatsgefährliche „Geheimbündelei“ fon- 


ſtruieren. Trotzdem hatte das Tarnowitzer 
Gericht ſeinerzeit Gefängnisſtrafen bis zu 
2% Jahren verhängt und gegen die 
jüngſten Angeklagten auf Unterbringung in 
Erziehungsanſtalten entſchieden! Dieſe da⸗ 
maligen Urteile wurden jetzt vom Katto⸗ 
witzer Appellationsgericht in vollem 
Umfange beſtätig t. Keinem der Berz 
urteilten wurde Bewährungsfriſt zugebilligt. 
Das alles im Zeichen der Volksgruppen⸗ 
Erklärung vom 5. November v. J.! 


Unterdrückung deutſcher Namen in 

Hultſchin 

Den auf den Zechen „Oskar“ und 
„Anſelm“ in Petershofen im Hult⸗ 
ſchiner Ländchen beſchäftigten Bergz 
leuten, die einen deutſch (oder polniſch) 
klingenden Familiennamen haben, 
wurde vor kurzem ein Formular zur Unter⸗ 
ſchrift vorgelegt, daß ſie ſich mit der 
Tſchechiſierung ihres Namens ein⸗ 
verſtanden erklären. Die Vorlage erfolgte 
mit dem Hinweis darauf, daß eine Weige⸗ 
rung die ſofortige Entlaſſung aus 
der Arbeitsſtelle nach ſich ziehen 
würde. Unter dieſen Umſtänden leiſteten die 
Arbeiter der „Aufforderung“ Folge und 
ſetzten ihre Namen unter das Formular. 
Als Gebühr für die erpreßte Namensände⸗ 
rung mußten ſie obendrein noch 12,50 Ke. 
entrichten! Ein ähnliches Verfahren wird 
ſeit einiger Zeit von den Einwohner⸗ 
meldeämtern des Hultſchiner Länd⸗ 
chens gegenüber allen Einwohnern mit 
deutſchen Namen angewandt. 


Joſef Pilſudſki: geſetzlich geſchützt 

Am 15. März verabſchiedete der Sejm 
ein „Geſetz über den Schutz des 
Namens Joſef Pilſudſkis, des 
Erſten Marſchalls Polens“. Für 
die Armee begründete das Geſetz der Kriegs⸗ 
miniſter General Kas przycki und für 
die Regierung der Miniſterpräſident Gene⸗ 
ral Slawoj⸗Skladkowſki. Der 
Berichterſtatter Abg. Swidzinſki ſtellte in 
ſeiner Erklärung folgendes feſt: Ein geſetz⸗ 
licher Schutz fuͤr den Namen Joſef Pil⸗ 
ſudſkis könnte angeſichts der Taten des 
Marſchalls überflüſſig erſcheinen. Doch 


gebe eg e men und gehäſſige 
Leute, die die Leiſtungen des Marſchalls 
noch immer nicht zu würdigen wüßten und 
ſich erdreiſteten, durch eine Kritik des Mar⸗ 
ſchalls die Gefühle der ganzen Nation zu 
beleidigen. Es ſei daher notwendig, ebenſo 
wie die Ehre der Nation und diejenige der 
Republik ſich unter dem beſonderen Schutz 
des Geſetzes befänden, auch den Namen des 
Marſchalls geſetzlich zu ſchützen. Das 
Geſetz, das vom Sejm einſtimmig ange⸗ 
nommen wurde, ſieht eine Gefängnis⸗ 
trafe für denjenigen vor, der 
den Namen Pilſudfkis beleidigt. 


Woldemaras begnadigt 


Unter den Gefängnisinſaſſen, die aus 
Anlaß des 20jährigen Jubiläums der litau⸗ 
iſchen Unabhängigkeit vom Staats⸗ 
präſidenten Smetona begnadigt worden 
ſind, hat ſich auch der ehemalige Diktator 
Litauens, Profeſſor Wolde maras, be 
funden, der vor einer Reihe von Jahren 
von ſeinen ehemaligen politiſchen Freunden 
nach einem mißlungenen Putſchverſuch zu 
12 Jahren Zuchthaus verurteilt 
worden war. Woldemaras hat nach ſeiner 
Freilaſſung Litauen verlaſſen und 
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Der polnische Germanist Kleczkowski hat 1924 in der Zeitschrift „Jezyk 
Polski“ (Jahrgang IX, Seite 11) die erhaltenen Briefe des Veit Stoß einer eingehenden 
kritischen Prüfung unterzogen und ist dabei zu folgendem Ergebnis gekommen: 
„Um die Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert dominiert gerade in Nürnberg 
ebenso wie in Krakau und anderswo (in Prag, Breslau usw.) die neuhochdeutsche 
Kanzleisprache, die auf einer Verbindung der oberdeutschen oder bayerischen mit 
der mitteldeutschen Sprache beruht; auf dieser gemeinsamen Grundlage erwachsen 
jedoch sehr auffallende Sondermerkmale und zwar oberdeutsche (bayerische) in 
Nürnberg und östliche, mitteldeutsche in Krakau. Dank den uns erhaltenen 
Originalbriefen und Quittungen des Stoß können wir seine Sprache mit voller 
Genauigkeit bestimmen, und zwar in folgender Weise: Die Sprache des Stoß 
hat nichts Gemeinsames mit dem Deutsch von Krakau, Breslau oder der Zips, d. h. 
also mit dem schlesischen Deutsch oder mit dem sächsischen Deutsch Luthers, 
vielmehr ist sie ganz und gar identisch mit der Sprache 
Nürnbergs... VeitStoßwaralsoeinDeutscherausNürnberg.“ 

1933 wurde in der der polnischen Kulturpropaganda im Ausland dienenden 
„Pologne Litteraire“ (Nr. 80/81) Veit Stoß als „sculpteur allemand 
ne à Nuremberg“ (in Nürnberg geborener deutscher Bildhauer“) bezeichnet. 

Der Posener Kunsthistoriker F. Detitloff erklärte 1935 in der Schrift „U zrodel 
sztuki Wita Stwosza“ („Ueber die Quellen der Kunst des Veit Stoß“), daß die 
Behauptung, Veit Stoß sei, bevor er 1477 auf das Nürnberger Bürgerrecht ver- 
zichtete, schon einmal in Polen gewesen, „unwiderruflich als Legende zu 
bezeichnen“ sei, denn, so führte der polnische Gelehrte weiter aus, wenn diese 
Behauptung zuträfe, dann hätte Veit Stoß das Nürnberger Bürgerrecht vorher 
erworben haben und sein Name hätte, was jedoch nicht der Fall ist, in den lücken- 
los erhaltenen Nürnberger Bürgerbüchern jener Zeit verzeichnet sein müssen. 

In dem 1934 in Lemberg erschienenen Schulbuch „Mowia wieki“ (S. 134) 
schrieben die Verfasser, J. Balicki und St. Maykowski, über Veit Stoß: „Die 
Krakauer Stadibücher des 15. Jahrhunderts geben an, daßer ein Deutscher 
war und aus Nürnberg nach Krakau kam. Unter den Seinen nannte 
er sich Veyt Stoß. Heute nennen wir ihn polnisch Wit Stwosz. Ganz sicher sprach 
er zu Hause deutsch“. 

Als 1936 ein gewisser Jan Pietka in einem Buche unter dem Titel „Wit Stwosz. 
Widki artysta sredniowiecza. Polak Krakowiani (Veit Stoß. Der große Künstler 
des Mittelalters. Ein Pole aus Krakau“) die alte polnische Legende wieder auf- 
zuwärmen versuchte, wurde ihm von der polnischen Wissenschaft eine eindeutige 
Abfuhr zuteil. In der „Nowa Ksiazka“ (1937, Heft VII, Seite 397) stellt 
T. Szydlowski dem Verfasser des genannten Machwerkes das Zeugnis aus, 
Pietka sei „unfähig zu wissenschaftlichem und logischem 
Denken“. 

Auch in einem der neuesten Erzeugnisse der polnischen Propagandaliteratur, 
dem Buche von J. H. Retinger „Polacyw cywilizacjach swiata do konca wieku 
XIX- go“ („Die Polen in den Zivilisationen der Erde bis zum Ende des 19. Jahr- 
hunderts“), wurde die von der gpoinischen Wissenschaft widerlegte Legende vom 
angeblichen Polentum des Veit Stoß bereits fallen gelassen. Retinger schrieb von 
„Veit Stoß, der bekanntlich ein Deutscher aus Nürnberg war 
und nur zeitweise in Krakau lebte“. 

Die polnische Wissenschaft stellt also fest, Veit Stoß war ein Deutscher. Das 
bedeutendste Kunstwerk, das Polen besitzt, der Marienaltar in 
Krakau, wurde von einem deutschen Meister geschaffen. 
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Das „Ostland“ erscheint von der vor- 
liegenden Nummer an in einem Umfange 
von 24 Seiten. 


Bezugsbedingungen bleiben unverändert. 


ſich nach Frankreich, der Heimat feiner 
Frau, begeben. Vom litauiſchen Staat iſt 
ihm eine monatliche Zuwendung von 500 Lit 
ausgeſetzt worden. Der Gemütszuſtand des 
ehemaligen Diktators hat in der jahrelangen 
Haft, während der er ſtändig ſein Leben 
bedroht fühlte, gelitten. Er hat, nachdem 
er bereits als beachtlicher politiſcher Schrift⸗ 
ſteller hervorgetreten iſt, im Gefängnis ein 
Buchüber Chriſtus geſchrieben. Das 
Buch hat, wie es heißt, bereits die Billigung 
der katholiſchen Kirchenbehörden erhalten. 


Das Polniſche Büro der internationalen 
Hilfe für die Emigranten 


Neben den großen Organiſationen, deren 
Arbeit den im Auslande lebenden Polen 
fremder Staatsangehörigkeit gilt, dem 
„Weltverband der Auslandspolen“, dem 
„Hilfsverein für das Auslandspolentum“, 
dem „Fonds für das polniſche Schulweſen 
im Ausland“, hat ſich die Schaffung einer 
Stelle als notwendig erwieſen, die den pol⸗ 


niſchen Emigranten, alſo den Polen 
polniſcher Staatsangehörig⸗ 
keit, die ſich aus Erwerbs— 


gründen ins Ausland begeben, 
in Fällen der Not zur Seite ſteht. Es 
handelt ſich um das „Polniſche Büro der 
internationalen Hilfe für die Emigranten“. 
Ueber deſſen Arbeit veröffentlichte der 
„Dziennik Poznanſki“ vor einiger Zeit einen 
Artikel. Das Büro hat ſeinen Sitz in 
Polen. Es arbeitet mit den diplomatiſchen 
Vertretungen Polens im Ausland zu⸗ 
ſammen. Es iſt über die Geſandtſchaften 
und Konſulate den Emigranten bei der 
Vorbereitung ihrer Fahrt ins Ausland be⸗ 
hilflich und unterſtützt dieſe, wo es not⸗ 
wendig iſt, finanziell. Es hilft den Emi⸗ 
granten insbeſondere bei der Suche nach 
verſchollenen Familienmitgliedern, bei der 
Drientierung in den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen der Gaſtländer und bei der Be⸗ 
ſchaffung der verſchiedenſten Dokumente. 
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Ferner gehören Rechtsberatung und Rück⸗ 
wanderungsberatung ſowie der Schutz 
minderjähriger Emigranten zum Arbeits⸗ 
bereich des Büros. Für ſeine Arbeit nimmt 
das Büro keine Vergütung. Seine Mittel 
ſtammen aus ſtaatlichen Subventionen, als 
Stiftungen verſchiedener Inſtitute und 
privaten Spenden. 


Deffentlichkeitsrechte für die Goetheſchule 
in Graudenz 


Mit mehrmonatiger Verſpätung iſt von 
den polniſchen Behörden endlich ein Ber- 
ſprechen eingelöſt worden, das von ihnen 
im Zuſammenhang mit der Eröffnung des 
polniſchen Gymnaſiums in Marienwerder 
gegeben worden war. Durch ein Schreiben 
des Schulkuratoriums der Wojewodſchaft 
find der Volksſchulabteilung der 
Graudenzer Goetheſchule vom 
laufenden Schuljahr an die Rechte ſtaat⸗ 
licher Lehranſtalten zugebilligt worden. Zu⸗ 
gleich haben das deutſche Gymnas 
fium und das Lyzeum (Oberſtufe) 
der Goetheſchule vom Unterrichtsminiſte⸗ 
rium die ihnen vor langer Zeit grundlos 
entzogenen Oeffentlichkeitsrechte 
zurückerhalten. 


Deutſcher Geiſtlicher amtsenthoben 


Nachdem vor kurzem der letzte reichs⸗ 
deutſche Geiſtliche der Unierten Evangeli⸗ 
ſchen Kirche Oſtoberſchleſiens aus Polen 
ausgewieſen worden war, hat der Vor⸗ 
ſitzende des Vorläufigen Kirchenrats, 
Rechtsanwalt Michejda, am 8. März d. J. 
den langjährigen deutf hen Geiſt⸗ 
lichen der Gemeinde Schoppi— 
nitz, Paſtor Dr. Bechtloff, der 
polniſcher Staatsangehöriger iſt, mit ſofor⸗ 
tiger Wirkung feines Amtes ent: 
hoben. An deſſen Stelle iſt ein Renegat, 
Paſtor Horn aus Sosnowitz, der deutſchen 
Kirchengemeinde als Seelſorger aufge⸗ 
zwungen worden. 


Bücher über den Often 


Von Gerhard Neu- 


Saint Germain. 


mann. Eugen Diederichs Verlag, Jena 1938. 
41 Seiten. Preis 0,90 RM. — In dieſen 
Tagen, die endlich die Wiedervereinigung 


Deutſchöſterreichs mit dem Deutſchen Reiche 
gebracht haben, iſt es vielleicht beſonders lehr⸗ 
reich, ſich noch einmal das Diktat von Saint 
Germain, unter deſſen grauſamem Druck das 
gequälte und jetzt endlich befreite Land mehr als 
18 Jahre lang geſchmachtet hat, ins Gedächtnis 
zurückzurufen. In der vorliegenden Arbeit, die in 
der Reihe der „Oeſterreichdeutſchen Schriften“ 
erſchienen iſt, werden Vorgeſchichte und weſent⸗ 
licher Inhalt des Diktates kurz und anſchaulich 
zuſammengefaßt. Es wird einem, wenn man 
die Beſtimmungen dieſes Diktates ſtudiert, ohne 
weiteres klar, daß ſie alle im Grunde darauf 
berechnet waren, Deutſchöſterreich derart in 
ſtändiger wirtſchaftlicher Bedrängnis und finanzi⸗ 
eller Not zu halten, daß jeder Anlauf, dem 
Wunſche des Volkes nach Vereinigung mit dem 
Reiche Rechnung zu tragen, durch die An⸗ 
wendung eines leicht bis zur Hungerkataſtrophe 
zu ſteigernden wirtſchaftlichen und finanziellen 
Druckes in die Bahn der erzwungenen ſtaat⸗ 
lichen Selbſtändigkeit zurückgelenkt werden 
konnte; und es wird klar, wie dieſer äußere 
Zwang von einer abenteuernden Politiker 
clique. ausgenutzt werden konnte, aus Dielen 
deutſchen Gand eine Domäne ihrer Elerifalen 
Beſtrebungen, monarchiſtiſchen Wunſchträume, 
Verſchweizerungsideen uſw. zu machen. J. K. 

Der Deutſche im Alpenraum. Von Felix 
Kraus. Eugen Diederichs Verlag, Jena 
1938. Oeſterreichdeutſche Schriften. 44 Geiz 
ten. Preis 0,90 RM. — Aus Geſchichte und 
Landſchaft heraus entwickelt der Verfaſſer ein 
Bild des deutſchen Menſchen im Alpenraum. 
Klar und überzeugend ſtellt er die römiſche Zeit, 
in der dieſer Raum nur ein Gebiet typiſcher 
Provinzialkultur ohne eigene ſchöpferiſche 
Leiſtungen war, und die kurze Spanne des 
ſlawiſchen Vordringens bis an das Toblacher 
Feld und zur Enns, die keine Spuren höheren 
kulturellen Schaffens hinterließ, dem Jahr⸗ 
tauſend der deutſchen Beſiedlung gegenüber, in 
der der Alpenraum zum erſten und einzigen Male 
wirklich erſchloſſen und zu einem Zentralgebiet 
hoher eigener ſchöpferiſcher Leiſtungen wurde. 
Und auch die bedeutſame Tatſache wird klar, 
daß die geſamtdeutſche Verflechtung des Alp- 
deutſchen von der ſtaatlichen ſowohl wie von 
der völkiſchen Seite her durch die landſchaftlich 
und grenzpolitiſch bedingten Beſonderheiten der 
einzelnen Teillandſchaften niemals getrübt und 
verwiſcht werden konnten. Dr. K. 


Das Erbe in Denkmal und Landſchaft. Von 
Karl Gian noni. Eugen Diederichs Verlag, 


Jena 1938. Oeſterreichdeutſche Schriften. 
44 Seiten. Preis 0,90 RM. — Nach einer 
kurzen Charakteriſierung der öſterreichiſchen 


Landſchaft gibt der Verfaſſer einen knappen 


und lehrreichen Ueberblick über die kunſtgeſchicht— 
liche Entwicklung des Landes. Er führt dabei 
die bedeutenſten Zeugniſſe des romanifchen 
Stils, der Gotik, der Renaiſſance, des Barock, 
des Rokoko, des Klaſſizismus und des Bieder⸗ 
meier an. Gotik und Barock ſind für die Kunſt 
der öſterreichiſchen Lande bezeichnendſten Kunſt⸗ 
ſtile geweſen. Zeugen des romaniſchen Stils 
ſind nur noch ſpärlich erhalten. Die Renaiſſance 
ift in Oeſterreich niemals fo recht heimiſch ge- 
worden, und auch das Rokoko ich dort nur eine 
kurze und ſelten anklingende Periode geblieben. 
Im Schlußkapitel berichtet der Verfaſſer über 
die Maßnahmen, die der Erhaltung des Er- 
lebens in Denkmal und Landſchaft pieng 


ER. 
„Baltenland“. Von Niels von Hol ft. 
Berlin 1937. Preis 


Deutſcher Kunſtverlag, 
5— RM. — Wohl iſt über das baltiſche 
Deutſchtum manches geſchrieben worden. Wenige 
der erſchienenen Veröffentlichungen aber zeigen 
die Kulturleiſtung des baltiſchen Deutſchtums 


im Bild. Das vorliegende Bildwerk macht den 
erſten gelungenen Verſuch, an Hand hervor: 
ragender Aufnahmen die deutſche Aufbau- 


leiſtung im baltiſchen Raum zu zeigen. Der 
Verfaſſer weiſt in ſeinem Vorwort darauf hin, 
daß das Buch nicht den Anſpruch erhebt, eine 
neue baltiſche Kunſtgeſchichte zu fein, ſondern 
die Aufgabe hat, einen lleberblick zu bieten, 
Geſchautes ins Gedächtnis zurückzurufen und 
Unbekanntes aus Licht zu ziehen. Dieſe Auf- 
gabe hat der Verfaſſer im vollſten Maße gelöſt. 
Die Bilder berichten von den großartigen 
Leiſtungen des deutſchen Adels und der deutſchen 
Bürger im Baltenland. Daß der Verfaſſer die 
Ortsnamen in ihrer deutſchen Form gebracht, 
verſteht fih von ſelbſt. Das Werk gehört in 
die Hand eines jeden Deutſchen, der ſich dem 
deutſchen Oſten verbunden fühlt. Hoffmeyer 


Deine Stimme dem Führer! 


Am 10. April: 


Ja 
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Vom Weltkrieg zum nationalſozialiſtiſchen 
Reich. Von Wilhelm von Kloeber. 
Verlag R. Oldenbourg, München 1937. 182 
Seiten. 1 Karte. Preis geb. 2,40 RM. — Wer 
ſich kurz über den Gang der Ereigniſſe von 
1914 bis 1936 unterrichten will, findet in dieſem 
Buch einen brauchbaren Wegweiſer. Viele 
Ereigniſſe und Zuſammenhänge aus der Softem- 
zeit, die inmitten des großen Erlebens des mit 
der Machtergreifung durch den Nationalſozia⸗ 
lismus einſetzenden Wiederaufſtieges Deutſch⸗ 
lands bei den meiſten Deutſchen wohl ſchon 
wieder in Vergeſſenheit geraten ſind, werden 
durch dieſes Buch in das Gedächtnis zurück 
gerufen. Das iſt oft notwendig, um die Größe 
der feit 1933 vollbrachten Leiſtung ermeſſen zu 
können. Das Buch beginnt mit einem knappen 
Ueberblick über die inneren und äußeren Ver⸗ 
hältniſſe 8 ſeit der Reichsgründung 
bis zum Weltkrieg und zeichnet dann in großen 
Zügen die militäriſchen und politiſchen Bor- 
gänge des großen Krieges. Syſtemzeit und 
nationalſozialiſtiſche Revolution bilden die 
Hauptthemen des Buches. Der Verfaſſer be⸗ 
gnügt ſich im weſentlichen, den Gang der 
äußeren Ereigniſſe feſtzuhalten, ohne über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus eine Analyſe 
dieſer Ereignſſe zu verſuchen. Dr. K 


Rußland und Frankreich vom Ausgang des 
Krimkrieges bis zum italieniſchen Krieg 1856 
—1859. Von Ernft Schüle. Oſt⸗Curopa⸗ 
Verlag, Abgeben De 1936. 166 Seiten. 
Preis kartoniert 6,50 RM. — Der Verfaſſer 
hat ſeinen Forſchungen bisher unbekannte Doku⸗ 
mente des Archivs des franzöſiſchen ‚Außen: 
miniſteriums zugrundegelegt. Es ftellt die land- 
läufige Meinung richtig, daß Frankreich und 
Rußland fih erft in den 90er Jahren gegen die 
deutſche Mitte Europas zu einer gemeinſamen 
Aktion gefunden haben. Die Darlegungen ſind 
für die Außenpolitik Napoleons III. ebenſo 
aufſchlußreich wie fie die pſychologiſchen und 
politiſchen Grundlagen jeder machtpolitiſchen 
Zuſammenarbeit zwiſchen Paris und Moskau 
beleuchten. In den Bemühungen Napoleons, 
Rußland zu einem Vorgehen gegen Defterreid) 
zu gewinnen und ſich deſſen Verſtimmung wegen 
der Haltung der Wiener Politik während des 
Krimkrieges dienſtbar zu machen, ſind ſchon alle 

omente erkennbar, die wenige Jahrzehnte 
ſpäter zum Bündnis zwiſchen Frankreich und 
Rußland gegen Deutſchland geführt haben. 


Grenzfeſte Pr.-Friedland. Von Karl 

utowſki. Heimatblätter⸗Verlag, Schnei⸗ 
demühl 1937. 52 Seiten mit 17 Kartenſkizzen 
und Bildern. Preis 0,80 RM. — Pr. Friedland 
iſt von den Städten der nördlichen Grenzmark 
diejenige, die am ſtärkſten den baulichen Charak⸗ 
ter der Zeit des Deutſchen Ordens bewahrt hat. 
Die große Zeit dieſer kleinen Stadt iſt die letzte 
Zeit der Ordensherrſchaft geweſen. Damals hat 
Pr.-Sriedland, feiner Beſtimmung gemäß, die 


Südweſtgrenze des Ordensſtaates gegen den 
polniſchen Angriff in treuer Waffengemein⸗ 
ſchaft mit Hammerſtein und. Konitz geſchützt. 
Es hat dann die ſchlimme Zeit der polniſchen 
Fremdherrſchaft als deutſche Stadt überſtanden 
und vom 17. Jahrhundert an mit der Zuwande⸗ 
rung neuer deutſcher Handwerker, vor allem 
Tuchmacher, einen neuen Aufſchwung feiner 
wirtſchaftlichen Bedeutung erlebt, um ſchließlich 
in dem geordneten Frieden des preußiſchen 
Staates ein beſchauliches Daſein als kleine, ab⸗ 
ſeits gelegene Landſtadt zu führen. Dr. 

Ordenskomturei Schlochau. Von Karl 
Kaſiſka. Heimatblätter⸗Verlag, Schneide: 
mühl 1937. 56 Seiten mit 18 Kartenſkizzen 
und Bildern. Preis 0,30 RM. — Das in der 
Reihe der „Grenzmarkführer“ erſchienene Heft⸗ 
chen behandelt die anderthalb Jahrhunderte der 
Zugehörigkeit des Schlochauer Landes zum 
Deutſchen Ordensſtaat. Mit Recht beſchränkt 
ſich die Darſtellung auf dieſe Zeit. Denn damals, 
unter der Führung des Deutſchen Ordens, wur⸗ 
de das Siedlungsbild dieſes Landes ſo geprägt, 
wie es ſich bis in die Einzelheiten hinein über die 
ſpäteren vier Jahrhunderte der polniſchen Herr⸗ 
ſchaft und zum großen Teil bis auf den heutigen 
Tag erhalten hat. Damals wurden neben den 
wenigen, ſchon beſtehenden altpommerſchen Nie⸗ 
derlaſſungen die zahlreichen deutſchen Dörfer 
und Gutshöfe gegründet; damals entſtanden, mit 
einziger Ausnahme Landecks, das ſich ſpäter 
aus einem Dorf zur Stadt entwickelte, die 
Städte des Schlochauer Landes, Schlochau, 
Pr.⸗Friedland, Baldenburg, Hammerſtein und 
vor allem das durch Verfailles vom Deutſchen 
Reiche abgetrennte Konitz, die Stadt, die dem 
Orden während ſeines letzten großen Kampfes, 
während des 13jährigen Krieges, bis zuletzt die 
Treue hielt, und vor deren Toren die Polen in 
der einzigen größeren Schlacht dieſes Krieges 
(1454) eine ſchwere Niederlage erlitten. Dr. K. 

Altpreußiſche Forſchungen. Herausgegeben 
von der Hiſtoriſchen Kommiffion für oft und 
weſtpreußiſche Candesforſchung. Verlag Gräfe 
und Unzer, Königsberg / Pr. Schriftleitung: 
Max Hein und Erich Kaiſer. Jährlich 
2 Hefte. — Zu den Mitarbeitern der „Alt⸗ 
preußiſchen Forſchungen“ gehören die bekannte⸗ 
ften Forſcher der oft- und weſtpreußiſchen Ge- 
ſchichte. In den wertvollen Beiträgen werden, 
um nur einige Themen der letzten Hefte heraus⸗ 
zugreifen, die Geſchichte der älteſten deutſch⸗ 
polniſchen Beziehungen, die Bevölkerungsge⸗ 
ſchichte und Wanderungsforſchung Oſtpreußens, 
das Problem der Hanſe in der polniſchen Ge- 
ſchichtsſchreibung, die Frage der erſten Juden in 
Oſtpreußen und dergleichen behandelt. In einem 
ſehr beachtlichen und umfangreichen Buchbe⸗ 
ſprechungsteil wird den deutſch⸗ und fremd- 
ſprachigen Neuerſcheinungen auf dem Gebiete 
der oft: und weſtpreußiſchen Geſchichte ſorg⸗ 
fältige Beachtung geſchenkt. 


Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin SB 61, Lankwitzſtr. 2-3. — Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Ott 

Kredel, Berlin⸗Friedenau, Illſtr. 2. — Druck: Weſtkreuz⸗ Druckerei Gg. ehe Woltteht. 7. = 

Verantwortlich für Anzeigen: Kurt Haupt, Fuad b. Berlin. — Erſcheint monatlich zweimal. Beige viertel · 
x . b. 
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Das Haus für Bürobedarf — Büromaschinen — Büromöbel — Büropapiere 


Schäffer & Walcker 


Zentralheizungen S. m. b. f. Gegründet 1855 
Königsberg (Pr.), Fernsprecher Nr. 42012 - 13, Vorstädt. Langgasse 27 


Fernheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüftungsanlagen 
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ußilche3eitung 
Die größte Tageszeitung 


in Ostpreußen 
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| | Wasserleitungen 
Bäder usw. 


Heizungsbau Königsberg 


Waiter Schwikal 


Königsberg i. Pr. 
Unterhaberberg 26. Tel. 44306 und 44645 


Lingen u. Co. 


Königsberg - Pr. 
Französische Str. 1 
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Nähmaschinen 


in technischer Vollendung, für jed. Haushalt 
Bequeme Zahlungsweise! 
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H. Althoff 
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reinigt chemilc 


Königsberg I. Pr. 5 


Martha Elsner 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 
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Bauunternehmung 
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Hoch- und Tiefbau 
Königsberg I. Pr. Ruf 23384 
Golz-Allee5 


Bücher über Ostpreußen 


Land und Leute 


erhalten Sie durch die 
Wichern-Buchhandlung 6. m. b. H. 


Königsberg i. P., Steindamm 76-78 
Ecke Poststraße. Fernrut 35358 


W. Geyssel 


Aufzüge P 
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Königsberg, Albrechisir. 23 Knuth & Jllas, Königsberg, Steindamm177 
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Maurermeister Goertz Gegründet 1812 
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